
1.8 Hamburg 

1.8.1 Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und der Freien und Hansestadt 

Hamburg 

Vom 29.11.2005 (HmbGVBl. 2006 S. 436), in Kraft seit 10.10.2006 (HmbGVBl. S. 516), 

Vertragsgesetz vom 06.07.2006 (HmbGVBl. S. 435) 

DER HEILIGE STUHL, vertreten durch den Apostolischen Nuntius in Deutschland, 

Dr. Erwin Josef Ender, Titularerzbischof von Germania in Numidien, 

und die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den Senat und dieser durch seinen 

Präsidenten, den Ersten Bürgermeister Ole von Beust, 

einig 

- in dem Wunsch, die Beziehungen zwischen der Katholischen Kirche und der Freien und Hansestadt 

Hamburg im Geiste freiheitlicher Partnerschaft zu festigen und fortzuentwickeln, 

- in dem Bewusstsein der Eigenständigkeit von Staat und Kirche, im gegenseitigen Respekt vor ihrem 

Selbstbestimmungsrecht und in Bereitschaft zur Zusammenarbeit auf der Grundlage der vom 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland garantierten Stellung der Kirche im freiheitlich 

demokratischen Rechtsstaat, 

- in der Achtung vor der Religionsfreiheit des Einzelnen sowie der Religionsgemeinschaften, 

- in dem Anliegen, die Menschenwürde und die Menschenrechte zu achten und zu schützen, 

- in der Einsicht, dass christlicher Glaube, christliches Leben und karitatives Wirken zugleich auch 

einen Beitrag zum Wohle des Ganzen wie auch zur Stärkung des Gemeinsinns der Bürger in der 

pluralen Gesellschaft einer weltoffenen, sich als Mittlerin zwischen den Völkern verstehenden Stadt 

leisten, 

- in dem Verlangen, damit auch zum friedlichen Aufbau eines immer enger zusammenwachsenden 

Europas beizutragen, 

schließen unter Anerkennung der Fortgeltung des Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhl und dem 

Deutschen Reich vom 20. Juli 1933 und in Würdigung des Vertrages des Freistaates Preußen mit dem 

Heiligen Stuhl vom 14. Juni 1929 diesen Vertrag. 

Artikel 1   Glaubensfreiheit 

Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährt der Freiheit, den katholischen Glauben zu bekennen und 

auszuüben, und dem karitativen Wirken der Katholischen Kirche (im Folgenden: die Kirche) den 

Schutz durch Verfassung und Gesetz. 

Artikel 2   Selbstverwaltungsrecht 

(1) Die Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für 

alle geltenden Gesetzes. 

(2) Die Kirche ist frei bei der Besetzung ihrer Ämter. 



Artikel 3    Sonn- und Feiertagsschutz 

Der gesetzliche Schutz der Sonntage, der staatlich anerkannten kirchlichen Feiertage und der 

kirchlichen Feiertage wird der Kirche gewährleistet. Die Kirche und die Freie und Hansestadt 

Hamburg stimmen dahingehend überein, dass Ruhe- und Besinnungszeiten von tragender Bedeutung 

auch für Gesellschaft und Staat sind. 

Artikel 4   Zusammenwirken 

(1) Zur Klärung von Fragen und zur Vertiefung ihrer Beziehungen treffen sich der Erzbischof von 

Hamburg und der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg regelmäßig. 

(2) Zur ständigen Vertretung seiner Anliegen gegenüber der Freien und Hansestadt Hamburg und zur 

Pflege der gegenseitigen Information bestellt der Erzbischof von Hamburg einen Beauftragten und 

unterhält ein Kommissariat (Katholisches Büro). 

(3) Der Senat und die Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg unterrichten den Erzbischof 

von Hamburg bzw. seinen Beauftragten rechtzeitig von ihren jeweiligen Gesetzgebungs- und anderen 

Vorhaben, welche die Belange der Kirche unmittelbar berühren, und hören sie an. 

(4) Überträgt die Freie und Hansestadt Hamburg Aufgaben, die das staatskirchenrechtliche Verhältnis 

berühren, auf andere Rechtsträger, so wird sie auch diesen gegenüber auf die Einhaltung der Inhalte 

und Ziele dieses Vertrages achten, soweit es ihr möglich ist. Sie gibt der Kirche rechtzeitig 

Gelegenheit, zu den Übertragungen, Ziel-, Leistungs- und anderen Vereinbarungen Stellung zu 

nehmen.  

Artikel 5   Religionsunterricht 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet gemäß Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes für 

die Bundesrepublik Deutschland die Erteilung des katholischen Religionsunterrichts als ordentliches 

Lehrfach an den öffentlichen Schulen in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Katholischen 

Kirche. 

(2) Die Erteilung des katholischen Religionsunterrichtes setzt die Zustimmung des Erzbischofs von 

Hamburg nach den kirchlichen Regelungen gemäß Missio canonica voraus. Soweit der katholische 

Religionsunterricht an öffentlichen Schulen durch qualifizierte, kirchlich bedienstete Lehrkräfte erteilt 

wird, erstattet die Freie und Hansestadt Hamburg dafür die Kosten. 

(3) Näheres zu den Absätzen 1 und 2 wird durch eine Vereinbarung mit dem Erzbischof von Hamburg 

geregelt. 

Artikel 6   Kirchliche Bildungseinrichtungen 

(1) Kirchliche Bildungseinrichtungen werden weiterhin im Rahmen des geltenden Rechts 

gewährleistet und gefördert. Dies gilt in besonderem Maße für das katholische Schulwesen. 

(2) Sofern Bildungsgänge solchen im staatlichen Bereich gleichwertig sind, sind die Abschlüsse im 

Rahmen des Landesrechts staatlich anzuerkennen. 

Artikel 7   Hochschulausbildung 

(1) Die Kirche hat das Recht, eigene Hochschulen zu unterhalten. Die staatliche Anerkennung dieser 

Hochschulen richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 



(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg erklärt sich bereit, an der Universität Hamburg eine 

Ausbildungsstätte für katholische Theologie und Religionspädagogik zu fördern. Die Vertragsparteien 

regeln bei der Einrichtung der Ausbildungsstätte das Nähere einvernehmlich. 

(3) Beide Vertragsparteien streben eine Kooperation mit anderen Bundesländern bzw. dort 

bestehenden oder noch zu schaffenden Ausbildungsstätten zum Zweck der Förderung der Ausbildung 

in katholischer Theologie und Religionspädagogik an. 

Artikel 8   Seelsorge in besonderen Einrichtungen 

(1) In öffentlichen Einrichtungen wie Krankenhäusern, Heimen, aber auch Justizvollzugsanstalten 

oder Polizeiausbildungsstätten gewährleistet die Freie und Hansestadt Hamburg der Kirche das Recht, 

dort seelsorgerlich tätig zu sein und wird dies fördern. Die Kirche ist auch zu Gottesdiensten und 

religiösen Veranstaltungen berechtigt. Artikel 4 Absatz 4 gilt entsprechend. 

(2) Um die seelsorgerliche Betreuung zu ermöglichen, teilt der Träger der Einrichtung der zuständigen 

kirchlichen Stelle die Namen der Personen mit, die sich zum katholischen Glauben bekennen, soweit 

die Mitteilung deren Willen nicht widerspricht. 

(3) Der Zutritt zu einer Justizvollzugs- oder Polizeieinrichtung setzt das Einverständnis der 

zuständigen Behörde zur Person des Seelsorgers voraus; das Einverständnis kann nur aus wichtigem 

Grund versagt oder widerrufen werden. Der Zutritt zu sonstigen öffentlichen Einrichtungen erfolgt im 

Benehmen mit dem Träger. Näheres wird durch Vereinbarung mit den öffentlichen, freien oder 

privaten Trägern dieser Einrichtungen geregelt. 

Artikel 9   Seelsorger- und Beichtgeheimnis 

Die Freie und Hansestadt Hamburg respektiert das Seelsorgergeheimnis. Geistliche, ihre Gehilfen und 

die Personen, die zur Vorbereitung auf den Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen, sind in 

Verfahren, die dem Landesrecht unterliegen, berechtigt, ihr Zeugnis über dasjenige zu verweigern, 

was ihnen in der Beichte oder in ihrer seelsorgerlichen Tätigkeit anvertraut worden oder bekannt 

geworden ist. Das Beichtgeheimnis wird gewährleistet. 

Artikel 10   Kirchliche Wohlfahrtspflege 

(1) Die Kirche und ihre Einrichtungen nehmen in Erfüllung ihres Auftrages Aufgaben als anerkannte 

Träger der freien Jugendhilfe wahr. 

(2) Die Kirche und ihre karitativen Einrichtungen  nehmen in Erfüllung ihres Auftrages Aufgaben der 

Gesundheits- und Wohlfahrtspflege wie auch der Familienförderung und der 

Ausländerseelsorge wahr. Sie unterhalten dafür Heime, Krankenhäuser, Dienste und sonstige 

Einrichtungen. 

(3) Kirchliche Einrichtungen haben Anspruch auf Förderung nach den gleichen Bedingungen wie 

andere staatliche oder freie Einrichtungen der Wohlfahrtspflege. 

(4) Ein nach Verfassung und/oder Gesetz bestehender Vorrang in der Aufgabenerfüllung für die freien 

Träger der Wohlfahrtspflege ist von allen öffentlichen Stellen zu beachten. 

Artikel 11   Rundfunk 

http://www.juris.de/jportal/portal/t/1dp8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HeilStVtrGHArahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL120
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1dp8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HeilStVtrGHArahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL121
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1dp8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HeilStVtrGHArahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL122
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1dp8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HeilStVtrGHArahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL123
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1dp8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HeilStVtrGHArahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL124
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1dp8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HeilStVtrGHArahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL125
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1dp8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HeilStVtrGHArahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL126
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1dp8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HeilStVtrGHArahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL127


(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird darauf hinwirken, dass die öffentlichrechtlichen 

Rundfunkanstalten und die privaten Rundfunkveranstalter der Kirche angemessene Sendezeiten für die 

Übertragung gottesdienstlicher Handlungen und Feierlichkeiten sowie für sonstige religiöse 

Sendungen, auch zu Fragen der öffentlichen Verantwortung der Kirche, gewähren. 

(2) Das Recht der Kirche, eigenen Rundfunk nach Maßgabe der Gesetze zu veranstalten oder sich an 

Rundfunkveranstaltern zu beteiligen, bleibt unberührt. 

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird sich nach ihren Möglichkeiten dafür einsetzen, dass in 

den Programmen auf die sittlichen und religiösen Überzeugungen der Bevölkerung Rücksicht 

genommen wird. 

(4) In den Aufsichtsgremien (Rundfunkräten, Programmausschüssen) soll die Kirche angemessen 

vertreten sein. 

Artikel 12   Kirchliche Körperschaften 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg erkennt das Recht der Kirche zur Bildung eigener juristischer 

Personen an. 

(2) Das Erzbistum, der Erzbischöfliche Stuhl und das Metropolitankapitel sind Körperschaften des 

öffentlichen Rechts; ihr Dienst ist öffentlicher Dienst eigener Art. Das gilt ebenso für die 

Kirchengemeinden sowie für die aus ihnen gebildeten Verbände. 

(3) Rechtsfähige kirchliche Stiftungen sind 

(a) privatrechtlich nach Maßgabe staatlichen Rechts oder 

(b) als öffentlich-rechtlich anzuerkennen, wenn sie ihren Sitz in der Freien und Hansestadt Hamburg 

haben und durch ihre Satzung die Gewähr der Dauer bieten. 

Die Aufsicht über die kirchlichen Stiftungen liegt beim Erzbischof von Hamburg. Bei 

privatrechtlichen kirchlichen Stiftungen bedürfen Genehmigungen von Satzungsänderungen über 

Zweck und Zweckerreichung, von Zusammen und Zulegungen sowie von Auflösungen des 

Einvernehmens mit der staatlichen Stiftungsaufsicht. 

(4) Beschlüsse über die Errichtung und Veränderung in dieser Weise anerkannter juristischer Personen 

zeigt das Erzbistum ebenso wie die von ihm erlassenen gesetzlichen Vorschriften über deren 

vermögensrechtliche Vertretung und Verwaltung dem Senat an. Der Senat sorgt im Interesse der 

Sicherheit des Rechtsverkehrs für die kostenfreie Veröffentlichung im Amtlichen Anzeiger, Teil II des 

Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

(5) Öffentlich-rechtliche Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des Erzbistums sind nach den 

geltenden steuerrechtlichen Regelungen gemeinnützig. 

Artikel 13   Kirchliches Eigentumsrecht 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet der Kirche, ihren Kirchengemeinden und 

sonstigen rechtsfähigen Vermögensträgern einschließlich ihrer Anstalten und Stiftungen das Eigentum 

und andere Rechte gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 138 Absatz 2 der 

Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919. 



(2) Im Rahmen der allgemeinen Gesetze wird die Freie und Hansestadt Hamburg bei der Anwendung 

enteignungsrechtlicher Vorschriften auf die Belange der Kirche Rücksicht nehmen und im Falle eines 

Eingriffs bei der Beschaffung gleichwertiger Ersatzgrundstücke Hilfe leisten. 

(3) Bei kirchlichem Bedarf an Grundstücken bzw. grundstücksgleichen Rechten, insbesondere 

bei Erschließung neuer Stadtteile und Aufsiedelung neuer Gebiete, wird die Freie und Hansestadt 

Hamburg die Belange der Kirche berücksichtigen und planungsrechtlich vorsehen. Auf Wunsch der 

Kirche werden entsprechende staatseigene Grundstücke bzw. grundstücksgleiche Rechte im Rahmen 

des haushaltsrechtlich Zulässigen kostengünstig zur Verfügung gestellt. 

(4) Macht die Freie und Hansestadt Hamburg einen dringenden öffentlichen Bedarf an Grundstücken 

bzw. grundstücksgleichen Rechten der Kirche, ihrer Einrichtungen oder Gemeinden geltend, wird die 

Kirche dafür Sorge tragen, dass die Freie und Hansestadt Hamburg solche Grundstücke bzw. 

grundstücksgleichen Rechte, soweit sie nicht für kirchliche Zwecke benötigt werden, zu angemessenen 

Bedingungen erwerben kann. 

Artikel 14   Denkmalpflege 

(1) Die Kirche und die Freie und Hansestadt Hamburg tragen gemeinsam Verantwortung für den 

Schutz und den Erhalt der kirchlichen Denkmale. 

(2) Die Kirche stellt sicher, dass ihre Denkmale erhalten bleiben und der Allgemeinheit zugänglich 

gemacht werden, sofern hieran ein öffentliches Interesse besteht. Unter diesen Voraussetzungen finden 

Enteignungen nach dem Denkmalschutzrecht nicht statt. 

(3) Entscheidungen über Denkmale, die gottesdienstlichen, kultischen oder gleichartigen kirchlichen 

Zwecken unmittelbar dienen, trifft die kirchliche Oberbehörde im Benehmen mit dem 

Denkmalschutzamt. 

(4) Durch Vereinbarung können der Kirche Aufgaben der Denkmalpflege übertragen werden. 

(5) Die Freie und Hansestadt Hamburg nimmt bei der Förderung nach dem Denkmalrecht, auch bei 

der Vergabe von Mitteln, Rücksicht auf die besonderen denkmalpflegerischen Aufgaben der Kirche. 

Sie setzt sich dafür ein, dass die Kirche auch von solchen Einrichtungen Hilfe erhält, die auf nationaler 

und internationaler Ebene für die Kultur- und Denkmalspflege tätig sind. 

Artikel 15   Kirchliche Friedhöfe 

(1) Kirchliche Friedhöfe unterstehen demselben Schutz wie die staatlichen Friedhöfe. Staatliche 

Maßnahmen, die kirchliche Friedhöfe betreffen, werden mit der Kirche abgestimmt. 

(2) Die Kirche hat das Recht, im Rahmen des geltenden Rechts neue Friedhöfe einzurichten, 

gegebenenfalls bestehende zu erweitern, zu verändern sowie zu betreiben und zu schließen. Das 

Erzbistum Hamburg stimmt sich darüber im Einzelfall mit der zuständigen Behörde der Freien und 

Hansestadt Hamburg ab. 

(3) Die kirchlichen Träger von Friedhöfen können eigene Benutzungs- und Gebührenordnungen 

erlassen und im Amtlichen Anzeiger, Teil II des Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes 

bekannt machen. Friedhofsgebühren werden auf Antrag entsprechend den für staatliche Friedhöfe 

geltenden Bestimmungen eingezogen oder beigebracht. 

(4) Bei der Bestattung haben die verstorbenen Mitglieder der Katholischen Kirche Vorrang. 



(5) Die Kirche hat das Recht, auf staatlichen Friedhöfen Bestattungsfeiern und sonstige Gottesdienste 

abzuhalten. 

Artikel 16   Kirchensteuer 

(1) Die Kirche ist berechtigt, nach Maßgabe der Gesetze von ihren Mitgliedern Kirchensteuern, 

Kirchgeld und Gebühren zu erheben. 

(2) Die Kirchensteuerordnungen, die Kirchensteuerbeschlüsse, ihre Änderung und Ergänzung 

bedürfen der staatlichen Anerkennung. Diese kann nur bei einem Verstoß gegen die staatlichen 

Bestimmungen versagt werden. Die Kirchensteuerbeschlüsse gelten als anerkannt, wenn sie den 

Beschlüssen des vorhergehenden Jahres entsprechen. 

(3) Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung der Kirchensteuer erfolgt durch die Finanzämter. Soweit 

die Steuer durch Abzug vom Arbeitslohn in Betriebsstätten in der Freien und Hansestadt Hamburg 

erhoben wird, sind die Arbeitgeber verpflichtet, die Kirchensteuer einzubehalten und abzuführen. 

(4) Für die Verwaltung der Kirchensteuer erhält die Freie und Hansestadt Hamburg eine 

Entschädigung in Höhe eines Anteils des Kirchensteueraufkommens, die einvernehmlich festgelegt 

wird. Die Finanzämter geben den zuständigen kirchlichen Stellen im Rahmen des geltenden Rechts die 

erforderlichen Auskünfte in allen Kirchensteuerangelegenheiten. Die kirchlichen Stellen wahren das 

Steuergeheimnis. 

(5) Das Nähere bedarf besonderer Regelungen. 

Artikel 17   Abgabenbefreiung 

(1) Auf Landesrecht beruhende Befreiungen und Ermäßigungen von Steuern, Gebühren und Beiträgen 

für die Freie und Hansestadt Hamburg gelten auch für die kirchlichen Körperschaften des öffentlichen 

Rechts. 

(2) Gebührenbefreiungen gelten auch für solche Gebühren, die die ordentlichen Gerichte in 

Angelegenheiten der streitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit, die Gerichtsvollzieher und die 

Justizverwaltungsbehörden erheben. 

Artikel 18   Spenden und Sammlungen 

Es ist das Recht der Kirche und ihrer Einrichtungen, bei ihren Mitgliedern und in der Öffentlichkeit 

freiwillige Gaben für ihre Zwecke zu sammeln. 

Artikel 19   Meldewesen und Datenschutz 

(1) Der Kirche werden zur Unterstützung eines eigenen Meldewesens nach Maßgabe der gesetzlichen 

Vorschriften die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten aus dem Melderegister kostenfrei 

übermittelt. 

(2) Die Übermittlung der Daten setzt voraus, dass bei der Kirche ausreichende 

Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Sie erlässt ein die Grundrechte beachtendes eigenes 

kirchliches Datenschutzrecht, das dem staatlichen gleichwertig ist. 

Artikel 20   Parität 



Gewährt die Freie und Hansestadt Hamburg anderen Religionsgemeinschaften über diesen Vertrag 

hinausgehende Leistungen und Rechte, werden die Vertragsparteien gemeinsam prüfen, ob wegen des 

Grundsatzes der Parität Änderungen dieses Vertrages sachgerecht sind. 

Artikel 21   Freundschaftsklausel 

Die Vertragsparteien werden eine in Zukunft zwischen ihnen etwa entstehende 

Meinungsverschiedenheit über die Auslegung oder Anwendung einer Bestimmung dieses Vertrages 

auf freundschaftliche Weise beseitigen. 

Artikel 22   Geltung anderer Verträge 

(1) Unberührt bleibt der Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und der Freien und Hansestadt 

Hamburg, dem Land Mecklenburg- Vorpommern und dem Land Schleswig- Holstein über die 

Errichtung von Erzbistum und Kirchenprovinz Hamburg vom 22. September 1994. 

(2) Regelungen in diesem Vertrag und in dem in Absatz 1 genannten Vertrag gehen inhaltlich 

abweichenden oder inhaltlich übereinstimmenden Regelungen in älteren konkordatären Verträgen vor, 

soweit sie denselben Gegenstand betreffen. 

(3) Im Übrigen sind die in diesem Vertrag behandelten Gegenstände der Beziehungen zwischen den 

Vertragsparteien abschließend geregelt. 

Artikel 23   Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag, dessen deutscher und italienischer Text gleichermaßen verbindlich ist, bedarf der 

Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden sollen möglichst bald ausgetauscht werden. 

(2) Der Vertrag einschließlich des Schlussprotokolls, das Bestandteil des Vertrages ist, tritt am Tage 

nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Diese Übereinkunft ist in doppelter Urschrift unterzeichnet worden. 

Hamburg, den 29. November 2005 

Für den Heiligen Stuhl 

Erzbischof Dr. Erwin Josef Ender 

Apostolischer Nuntius 

in Deutschland 

Für den Senat 

Erster Bürgermeister Ole von Beust 

Präsident des Senats der Freien und Hansestadt Hamburg 

Schlussprotokoll 

Zu Artikel 4 Absatz 4 

Die Vertragsparteien lassen sich davon leiten, dass die Ziele und Regelungen dieses Vertrages nach 

einer Übertragung von Aufgaben auch anderen Rechtsträgern gegenüber Wirkung entfalten sollen. 

Darauf achtet die Freie und Hansestadt Hamburg, soweit sie es rechtlich oder tatsächlich kann. 

Zu Artikel 8 Absatz 1 



Die Freie und Hansestadt Hamburg ermöglicht die individuelle und gemeinschaftliche 

Religionsausübung gemäß Artikel 4 Absatz 1 und 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland in Einrichtungen, in denen sich Menschen aufhalten, die aus tatsächlichen oder 

rechtlichen Gründen die Glaubensfreiheit nicht außerhalb dieser Einrichtungen wahrnehmen können. 

Der Kreis der Einrichtungen beschränkt sich auf solche, bei denen in der Freien und Hansestadt 

Hamburg die Gewährleistung möglich ist. 

Zu Artikel 22 Absatz 3 

Die Freie und Hansestadt Hamburg besteht nicht auf der Einhaltung der in den Artikeln 9 und 10 des 

Vertrages des Freistaates Preußen mit dem Heiligen Stuhl vom 14. Juni 1929 und in Artikel 14 Absatz 

2 Nr. 1 und Absatz 3 des Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich vom 

20. Juli 1933 genannten Erfordernissen. Der Heilige Stuhl besteht nicht auf Erbringung von 

Diözesandotationen nach Artikel 4 Absatz 1 des Vertrages des Freistaates Preußen mit dem Heiligen 

Stuhl vom 14. Juni 1929. Im Übrigen besteht Übereinstimmung zwischen den Vertragsparteien, dass 

die Bestimmungen des Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich vom 20. 

Juli 1933 über die Anforderungen an geistliche Obere (Artikel 15 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3) und 

über Bekenntnisschulen (Artikel 23 und 24) sowie über die politische Betätigung von Geistlichen und 

Ordensleuten (Artikel 32) zwischen ihnen nicht angewendet werden, soweit diese Gegenstände nicht 

in diesem Vertrag geregelt sind. 

Hamburg, den 29. November 2005 

Für den Heiligen Stuhl 

Erzbischof Dr. Erwin Josef Ender 

Apostolischer Nuntius in Deutschland 

Für den Senat 

Erster Bürgermeister Ole von Beust 

Präsident des Senats der Freien und Hansestadt Hamburg 

 

 

1.8.2 Vertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg , dem Ditib - Landes-

verband Hamburg, SCHURA – Rat der Islamischen Gemeinschaft in Hamburg 

und dem Verband der Islamischen Kulturzentren 

Vom 13.11.2012 (Drucksache 20/5830), Zustimmung durch die Hamburger Bürgerschaft am 

13.06.2013 

 

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den Senat,  

und  

der DITIB-Landesverband Hamburg e.V., vertreten durch seinen Vorstand,  

SCHURA – Rat der islamischen Gemeinschaften in Hamburg e.V., vertreten durch seinen  



Vorstand,  

und  

der Verband der Islamischen Kulturzentren e.V., vertreten durch seinen Vorstand  

(im Folgenden als islamische Religionsgemeinschaften bezeichnet),  

schließen  

– in dem Bewusstsein, dass die Bürgerinnen und Bürger islamischen Glaubens einen bedeutenden Teil 

der Bevölkerung der Freien und Hansestadt Hamburg bilden und der Islam als ihr gelebter Glaube zu 

einem festen Bestandteil des religiösen Lebens geworden ist,  

– in dem Wunsch, die Freiheit der Religionsausübung der Bürgerinnen und Bürger islamischen 

Glaubens als Teil einer pluralen und weltoffenen Gesellschaft zu bestätigen und zu bekräftigen,  

– in der Überzeugung, dass Religion einen wertvollen Beitrag als Mittlerin zwischen unterschiedlichen 

Kulturen und Traditionen zu leisten vermag,  

– in dem Wunsch, die Beteiligung der islamischen Religionsgemeinschaften am religiösen, kulturellen 

und gesellschaftlichen Leben der Stadt anzuerkennen und zu unterstützen,  

– mit dem Ziel, die Beziehungen zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und den islamischen 

Religionsgemeinschaften partnerschaftlichweiterzuentwickeln, 

den folgenden Vertrag:  

 

Artikel 1 Glaubensfreiheit und Rechtsstellung 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet der Freiheit, den islamischen Glauben zu 

bekennen und auszuüben, den Schutz durch Verfassung und Gesetz. Die Vertragsparteien stimmen 

darin überein, dass die Achtung des religiösen Bekenntnisses untrennbar mit der Achtung und 

Toleranz gegenüber anderen Religionen und Weltanschauungen und abweichenden Anschauungen 

und Handhabungen der eigenen Religion verbunden ist.  

(2) Die islamischen Religionsgemeinschaften ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig 

innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Die Vertragsparteien bekennen sich zum 

Grundsatz der Neutralität des Staates gegenüber Religionen und Weltanschauungen und zur 

vollständigen Geltung und Achtung der staatlichen Gesetze. Sie werden hierfür entschieden eintreten, 

auf entgegenstehende Äußerungen verzichten sowie sich gegen widersprechende Anschauungen 

wenden.  

Artikel 2 Gemeinsame Wertegrundlagen  

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die islamischen Religionsgemeinschaften bekennen sich 

zu den gemeinsamen Wertegrundlagen der grundgesetzlichen Ordnung der Bundesrepublik 

Deutschland, insbesondere zur Unantastbarkeit der Menschenwürde, der Geltung der Grundrechte, der 

Völkerverständigung und der Toleranz gegenüber anderen Kulturen, Religionen und 

Weltanschauungen sowie der freiheitlichen, rechtsstaatlichen und demokratischen Verfassung des 

Gemeinwesens. Sie sind sich einig in der Ächtung von Gewalt und Diskriminierung aufgrund von 



Herkunft, Geschlecht, sexueller Orientierung, Glauben oder religiöser oder politischer Anschauungen 

und werden gemeinsam dagegen eintreten.  

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die islamischen Religionsgemeinschaften bekennen sich 

insbesondere zur Gleichberechtigung der Geschlechter und zur vollständigen und gleichberechtigten 

Teilhabe von Frauen und Mädchen am gesellschaftlichen und politischen sowie am schulischen und 

beruflichen Leben. Sie setzen sich für die Verwirklichung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen 

und Mädchen ungeachtet ihrer religiäsen Überzeugungen an Bildung, Erwerbstätigkeit und 

gesellschaftlichem Leben ein und wenden sich entschieden gegen jede Art von Diskriminierung.  

Protokollerklärung zu Artikel 2 Absatz 2  

Die Vertragsparteien teilen die Überzeugung, dass Frauen und Mädchen die Teilhaberechte weder aus 

religiösen Gründen von Dritten bestritten noch wegen eines ihrer eigenen religiösen Überzeugung 

entsprechenden Verhaltens vorenthalten werden dürfen. Dies schließt das Recht muslimischer Frauen 

und Mädchen ein, nicht wegen einer ihrer religiösen Überzeugung entsprechenden Bekleidung in ihrer 

Berufsausübung ungerechtfertigt beschränkt zu werden.  

Artikel 3 Islamische Feiertage  

Folgende islamische Feiertage sind kirchliche Feiertage im Sinne des Hamburger Feiertagsgesetzes 

mit den Rechten aus § 3 des Feiertagsgesetzes für islamische Religionsangehörige:  

1. Opferfest (Id-ul-Adha bzw. Kurban Bayrami) – Einer der zwei Tage ab zehnten Dhul-Hiddscha  

2. Ramadanfest (Id-ul-Fitr bzw. Ramazan Bayrami) – Einer der zwei Tage ab ersten Schawwal  

3 Aschura – Ein Tag am zehnten Muharram  

Die Daten der Feiertage beziehen sich auf den islamischen Mondkalender und werden von den 

islamischen Religionsgemeinschaften jeweils vorher bestimmt und bekannt gegeben.  

Protokollerklärung zu Artikel 3  

Die islamischen Religionsgemeinschaften und die Freie und Hansestadt Hamburg sind sich darüber 

einig, dass die ganztägigen Ausgestaltungen des Ramadan-Festes und des Opferfestes für die 

muslimischen Gemeinden gleichbedeutend sind mit gottesdienstlichen Handlungen. Der 

gottesdienstliche Charakter äußert sich nicht nur im morgendlichen Ritualgebet, sondern umfasst den 

gesamten Tag, der in weiten Teilen ritualisierte Abläufe enthält. Diese Feiertage werden deshalb als 

Gottesdienst im Sinne des § 3 Hamburger Feiertagsgesetz verstanden.  

Artikel 4 Bildungswesen  

(1) Die islamischen Religionsgemeinschaften haben nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften das 

Recht, Bildungs- und Kultureinrichtungen zu unterhalten. Die Vertragsparteien werden sich im 

Rahmen ihrer finanziellen, organisatorischen und rechtlichen Möglichkeiten gemeinsam dafür 

einsetzen, das Wirken dieser Einrichtungen auch über die Mitgliedschaft der islamischen 

Religionsgemeinschaften hinaus verstärkt in das öffentliche Bewusstsein zu rücken.  

(2) Unbeschadet des Rechts auf Unterhaltung eigener Bildungseinrichtungen bekennen sich die 

islamischen Religionsgemeinschaften zum staatlichen Schulwesen, der allgemeinen Schulpflicht und 

der umfassenden Teilnahme am Unterricht staatlicher Schulen.  



Artikel 5 Hochschulausbildung  

Die Freie und Hansestadt Hamburg fördert eine Ausbildungsstätte für islamische Theologie und Reli-

gionspädagogik an der Universität Hamburg.  

Protokollerklärung zu Artikel 5  

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass die Förderung einer Ausbildungsstätte für 

islamische Theologie und Religionspädagogik in ihrem Schwerpunkt zunächst auf die Gewinnung in 

Deutschland ausgebildeter schulischer Lehrkräfte für den Religionsunterricht zielen soll. Sie teilen die 

Überzeugung, dass das Aufgreifen der Glaubensvorstellungen praktizierender Muslime eine 

wesentliche Voraussetzung für die wünschenswerte Akzeptanz des Unterrichts bei den muslimischen 

Schülerinnen und Schülern und ihren Eltern sein wird. Die Freie und Hansestadt Hamburg wird sich 

deshalb unter Beachtung der Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Lehre dafür einsetzen, dass  

- die islamischen Religionsgemeinschaften vor der Berufung einer Hochschullehrerin oder eines 

Hochschullehrers die Möglichkeit zur Stellungnahme erhalten,  

- ihnen Gelegenheit gegeben wird, sich zu Lehrinhalten zu äußern, soweit sie schwerwiegende 

Abweichungen von den islamischen Glaubensgrundsätzen geltend machen, und  

- sie in die Erarbeitung von Grundsätzen für eine Akkreditierung von Studiengängen und 

Formulierung von Prüfungsanforderungen einbezogen werden.  

Die islamischen Religionsgemeinschaften erklären, dass sie Stellungnahmen einheitlich abgeben 

werden. Stellungnahmen, die nicht einheitlich abgegeben werden, lösen keine Verpflichtungen der 

Freien und Hansestadt Hamburg im Sinne des vorstehenden Absatzes aus.  

 

Artikel 6 Religionsunterricht  

(1) Die Vertragsparteien sind sich einig in der Anerkennung der Bedeutung, des Wertes und der 

Chancen des an den staatlichen Schulen der Freien und Hansestadt Hamburg erteilten 

Religionsunterrichts in gemischtkonfessionellen Klassenverbänden und Lerngruppen. Sie streben 

deshalb im Rahmen von Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes eine Weiterentwicklung an, deren Ziel 

es ist, eine Verantwortungsstruktur für die Inhalte des Religionsunterrichts im Rahmen von Artikel 7 

Absatz 3 des Grundgesetzes zu schaffen, die sowohl alle Religionsgemeinschaften im 

verfassungsrechtlichen Sinne gleichberechtigt am Religionsunterricht beteiligt, als auch einen 

gemeinsamen Unterricht von Schülerinnen und Schülern unabhängig von ihrer Religionszugehörigkeit 

ermöglicht, um so die bestehende dialogische Form des Religionsunterrichtes zu erhalten. Das Nähere 

wird gesondert geregelt.  

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 anerkennt die Freie und Hansestadt Hamburg das Recht der islamischen 

Religionsgemeinschaften, bei Vorliegen aller gesetzlichen Voraussetzungen die Erteilung eines 

besonderen islamischen Religionsunterrichts nach Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes verlangen zu 

können.  

Protokollerklärung zu Artikel 6 Absatz 1  

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass innerhalb der kommenden fünf Jahre Schulpraxis, 

Didaktik und Rahmenpläne, Lehrerbildung und -zulassung sowie der institutionelle Rahmen für den 

Religionsunterricht nach Maßgabe von Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes weiterentwickelt werden 



sollen. Dies soll durch eine Arbeitsgruppe erfolgen, die aus Vertreterinnen und Vertretern der 

zuständigen Behörde sowie aus Vertreterinnen und Vertretern solcher Religionsgemeinschaften 

besteht, die beabsichtigen, die Inhalte eines Religionsunterrichts in gemischtkonfessionellen 

Klassenverbänden und Lerngruppen in Hamburg zu verantworten. Die Arbeitsgruppe legt ihre 

Ergebnisse den jeweiligen Entscheidungsgremien zum Beschluss vor. Die Beteiligten beachten die 

ihnen durch Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes zugewiesenen Funktionen.  

Artikel 7 Religiöse Betreuung in besonderen Einrichtungen  

(1) In öffentlichen Einrichtungen wie Krankenhäusern, Heimen, aber auch Justizvollzugsanstalten 

oder Polizeiausbildungsstätten gewährleistet die Freie und Hansestadt Hamburg den islamischen 

Religionsgemeinschaften das Recht zur religiösen Betreuung. Sie sind zu Gottesdiensten und 

religiösen Veranstaltungen, insbesondere zu den islamischen Festtagen, berechtigt. Soweit sich 

Einrichtungen nicht in staatlicher Trägerschaft befinden, wird die Freie und Hansestadt Hamburg im 

Rahmen ihrer Möglichkeiten auf die Gewährleistung der religiösen Betreuung hinwirken.  

(2) Der Zutritt zu einer Justiz- oder Polizeieinrichtung setzt das Einverständnis der zuständigen 

Behörde zur Person der Betreuerin oder des Betreuers voraus; das Einverständnis kann nur aus 

wichtigem Grund versagt oder widerrufen werden. Der Zutritt zu sonstigen öffentlichen Einrichtungen 

erfolgt im Benehmen mit dem Träger. Näheres soll durch Vereinbarung mit den öffentlichen, freien 

oder privaten Trägern der Einrichtungen unter Berücksichtigung des Absatzes 1 geregelt werden.  

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird darauf hinwirken, dass in den öffentlichen Einrichtungen 

eine Ernährung angeboten wird, die religiöse Speisevorschriften im Rahmen der bestehenden 

Möglichkeiten einhält.  

 

 

Protokollerklärung zu Artikel 7  

Zu Absatz 1  

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass die Gewährleistung des Zugangs der islamischen 

Religionsgemeinschaften zu öffentlichen Einrichtungen sich nur auf solche Personen bezieht, die die 

Gemeinschaften vorab benennen. Die für die religiöse Betreuung erforderlichen Räumlichkeiten 

werden im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten kostenfrei zur Verfügung gestellt. Den zur 

religiösen Betreuung eingesetzten Personen soll die Möglichkeit gegeben werden, bei der Beschaffung 

religiöser Literatur beratend mitzuwirken.  

Zu Absatz 3  

Zu der den islamischen Speisevorschriften entsprechenden Ernährung gehört die Möglichkeit, 

während des Ramadan ein nächtliches Essen zu sich zu nehmen. Für die Gefangenen des 

geschlossenen Vollzugs muss dies im jeweiligen Haftraum stattfinden.  

Artikel 8 Rundfunkwesen  

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird sich bei künftigen Verhandlungen über Änderungen der 

rundfunk- und medienrechtlichen Staatsverträge dafür einsetzen, dass die öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten und die privaten Rundfunkveranstalter den islamischen Religionsgemeinschaften 



angemessene Sendezeiten zum Zwecke der Verkündungen und Seelsorge sowie für sonstige religiöse 

Sendungen gewähren.  

 (2) Sie wird unter Wahrung der verfassungsrechtlich garantierten Staatsferne des Rundfunks darauf 

bedacht sein, dass in allen Rundfunkprogrammen die sittlichen und religiösen Überzeugungen der 

Bevölkerung einschließlich der muslimischen Bevölkerung geachtet werden. 

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird sich bei künftigen Verhandlungen über die Änderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge (im Rahmen der Diskussion über die Neubesetzung der 

Aufsichtsgremien) dafür einsetzen, dass die islamischen Religionsgemeinschaften in den 

Aufsichtsgremien (NDR-Rundfunkrat, ZDF-Fernsehrat, DLR-Hörfunkrat und den entsprechenden 

Ausschüssen) angemessen vertreten sind.  

Artikel 9 Gewährleistung der Vermögensrechte; Errichtung und Betrieb von Moscheen, 

Versammlungsräumen, Bildungseinrichtungen und sonstigen Gemeindeeinrichtungen 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet den islamischen Religionsgemeinschaften das 

Eigentum und andere Rechte an ihrem Vermögen gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes in 

Verbindung mit Artikel 138 Absatz 2 der Weimarer Reichsverfassung.  

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet islamischen Religionsgemeinschaften das Recht, 

im Rahmen der geltenden Gesetze Moscheen, Gebets- und Versammlungsräume sowie 

Bildungseinrichtungen und sonstige Gemeindeeinrichtungen zu errichten und ihrer Bestimmung 

entsprechend zu betreiben. Dies schließt die Gewährleistung des Rechts ein, Moscheegebäude der 

islamischen religiösen Tradition entsprechend, insbesondere mit Kuppeln und Minaretten, 

auszustatten.  

(3) Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass Errichtung und Betrieb von Moscheen, Gebets- 

und Versammlungsräumen sowie Bildungseinrichtungen und sonstigen Gemeindeeinrichtungen der 

islamischen Religionsgemeinschaften zur Förderung eines gedeihlichen Miteinanders der 

muslimischen und der nicht-muslimischen Bevölkerung von akzeptanzfördernden Maßnahmen 

begleitet wer- 

den sollen. Deshalb  

1. werden die Vertragsparteien Bedacht darauf nehmen, dass sich Moscheegebäude unbeschadet des 

Rechts der islamischen Religionsgemeinschaften, sie der islamischen religiösen Tradition 

entsprechend auszustatten, in ihre jeweilige Umgebung einfügen,  

2. wird sich die Freie und Hansestadt Hamburg im Rahmen des geltenden Rechts und unter Beachtung 

der staatlichen Pflicht zu weltanschaulich-religiöser Neutralität in der Bevölkerung für die Akzeptanz 

des Errichtens und Betreibens von Moscheen, Gebets- und Versammlungsräumen sowie 

Bildungseinrichtungen und sonstigen Gemeindeeinrichtungen einsetzen,  

3. werden die islamischen Religionsgemeinschaften bei Errichtung und Betrieb von Moscheen, 

Gebets- und Versammlungsräumen sowie Bildungseinrichtungen und sonstigen 

Gemeindeeinrichtungen die Ziele von Transparenz und Öffnung verfolgen.  

(4) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird den Bedarf der islamischen Religionsgemeinschaften an 

Grundstücken bzw. grundstücksgleichen Rechten, insbesondere bei Erschließung neuer Stadtteile und 

Aufsiedlung neuer Gebiete, nach Maßgabe des geltenden Rechts berücksichtigen. Macht die Freie und 

Hansestadt Hamburg einen dringenden öffentlichen Bedarf an Grundstücken oder grundstücksgleichen 



Rechten der islamischen Religionsgemeinschaften, ihrer Einrichtungen oder Gemeinden geltend, 

werden die islamischen Religionsgemeinschaften darauf hinwirken, dass die Freie und Hansestadt 

Hamburg Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte, soweit sie nicht für religiöse Zwecke benötigt 

werden, zu angemessenen Bedingungen erwerben kann.  

(5) Im Rahmen der allgemeinen Gesetze wird die Freie und Hansestadt Hamburg bei der Anwendung 

enteignungsrechtlicher Vorschriften auf die Belange der islamischen Religionsgemeinschaften 

Rücksicht nehmen und im Falle eines Eingriffs bei der Beschaffung gleichwertiger Ersatzgrundstücke 

Hilfe leisten. Bei der Stellung von Ersatzgrundstücken gelten die für die Enteignung maßgeblichen 

Grundsätze.  

Protokollerklärung zu Artikel 9  

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass die Regelungen dieses Artikels die Rechte der 

islamischen Religionsgemeinschaften an ihrem Eigentum und sonstigem Vermögen nicht 

beschränken. Dies gilt insbesondere für das Recht, Immobilien, welche sie im Eigentum oder gemietet 

haben, im Rahmen der geltenden Gesetze für religiöse, soziale, Bildungs-, kulturelle, sportliche und 

gewerbliche Zwecke zu nutzen oder zu vermieten. Die Vertragsparteien stimmen ebenfalls darin 

überein, dass die Gewährleistungen des Absatzes 4, wonach die Freie und Hansestadt Hamburg den 

Bedarf der islamischen Religionsgemeinschaften an Grundstücken bzw. grundstücksgleichen Rechten 

berücksichtigen wird, nicht die Rechte der islamischen Religionsgemeinschaften auf gewerbliche 

Einrichtungen und Betätigungen einschließen.  

Artikel 10 Bestattungswesen  

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet das Recht, auf staatlichen Friedhöfen 

Bestattungen nach den islamischen religiösen Vorschriften vorzunehmen. Sie stellt hierfür dem Bedarf 

entsprechende Flächen zur Verfügung.  

(2) Die islamischen Religionsgemeinschaften haben auf staatlichen Friedhöfen das Recht zu 

Gottesdiensten und Bestattungsandachten. Auf den Ablauf anderer Bestattungen ist Rücksicht zu 

nehmen.  

(3) Die gesetzlichen Vorschriften über die Möglichkeiten nichtstaatlicher Friedhofsträgerschaft 

bleiben unberührt.  

Protokollerklärung zu Artikel 10  

Zu Absatz 1  

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass die Gewährleistung des Rechts, auf staatlichen 

Friedhöfen Bestattungen nach den islamischen religiösen Vorschriften vorzunehmen, insbesondere das 

Recht auf sarglose Bestattungen umfasst. Die dauerhafte Totenruhe wird auf den islamischen 

Gräberfeldern, auch nach Neuvergabe von Grabstätten, dadurch gewährleistet, dass die Gebeine 

bereits Bestatteter in der Grabstätte verbleiben. Um die Durchführung islamischer Bestattungen auch 

in Fällen behördlich veranlasster Bestattungen zu ermöglichen, werden die zuständigen Behörden der 

Freie und Hansestadt Hamburg und die islamischen Religionsgemeinschaften Verfahren der 

wechselseitigen Information über Fälle vereinbaren, die die Notwendigkeit einer islamischen 

Bestattung nahe legen.  

Zu Absatz 3  



Die Freie und Hansestadt Hamburg anerkennt das Recht aller Religionsgemeinschaften, nach 

Maßgabe der geltenden Vorschriften eigene Friedhöfe zu unterhalten. Sie sieht sich jedoch 

gegenwärtig nicht in der Lage, von dem Erfordernis, dass es sich bei dem Friedhofsträger um eine 

öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaft handeln muss, abzusehen. Ungeachtet dessen ist sie 

bereit, über die Frage der Friedhofsträgerschaft unter Berücksichtigung von Fortentwicklungen sowohl 

der Bedarfssituation als auch der strukturellen Leistungsfähigkeit potentieller Friedhofsträger mit den 

islamischen Religionsgemeinschaften mittelfristig in erneute Verhandlungen zu treten.  

Artikel 11 Zusammenwirken  

(1) Die Vertragsparteien werden bedarfsabhängig Gespräche zur Intensivierung ihrer Beziehungen 

führen. Sie werden sich außerdem vor der Regelung von Angelegenheiten, die die beiderseitigen 

Interessen berühren, miteinander ins Benehmen setzen und zur Besprechung solcher Angelegenheiten 

zur Verfügung stehen. Dies gilt auch für Gesetzesvorhaben des Senats, die Belange der islamischen 

Religionsgemeinschaften unmittelbar berühren.  

(2) Zur ständigen Vertretung ihrer Anliegen gegenüber der Freien und Hansestadt Hamburg und zur 

gegenseitigen Information bestellen die islamischen Religionsgemeinschaften eine Beauftragte oder 

einen Beauftragten bei Senat und Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg.  

Artikel 12 Freundschaftsklausel  

Die Vertragsparteien werden in Zukunft auftretende Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 

oder Anwendung einer Bestimmung dieses Vertrages soweit möglich einvernehmlich klären.  

Artikel 13 Schlussbestimmungen  

(1) Dieser Vertrag tritt mit der Zustimmung der Bürgerschaft in Kraft.  

(2) Die Vertragsparteien werden auf die umfassende Verbreitung und Kenntnis der Vereinbarungen 

dieses Vertrages bei ihren Organen und Mitgliedern sowie in der Öffentlichkeit hinwirken. Sie stehen 

einander zur Erläuterung von Verhaltensweisen und Äußerungen ihrer Organe und Mitglieder zur 

Verfügung, die Inhalte dieser Vereinbarung berühren. Auf begründetes Verlangen einer Vertragspartei 

stehen sie auch für öffentliche Erklärungen zur Verfügung.  

(3) Die Vertragsparteien werden nach Ablauf von zehn Jahren Gespräche mit dem Ziel aufnehmen, im 

Lichte der gewonnenen Erfahrungen über diesen Vertrag und die Notwendigkeit von Änderungen und 

Ergänzungen zu verhandeln.  

Protokollerklärung zu Artikel 13 Absatz 3  

Die islamischen Religionsgemeinschaften streben im Rahmen ihrer weiteren organisatorischen 

Entwicklung die Erlangung der Rechte von Körperschaften des öffentlichen Rechts nach Artikel 140 

des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Absatz 5 Satz 2 der Weimarer Reichsverfassung an. 

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass diesbezügliche Fortentwicklungen auch die 

Neuordnung der wechselseitigen Beziehungen erforderlich machen werden.  

 

 



1.8.3 Vertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der Alevitischen 

Gemeinde Deutschland e.V.  

Vom 13.11.2012 (Drucksache 20/ 5830), Zustimmung durch die Hamburger Bürgeschaft am 

13.06.2013 

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den Senat,  

und 

die Alevitische Gemeinde Deutschland e.V., vertreten durch ihren Vorstand sowie ihre Landesvertre-

tung Hamburg 

(im Folgenden: Alevitische Gemeinde), 

schließen 

– in dem Bewusstsein, dass die Bürgerinnen und Bürger alevitischen Glaubens nach einer mehr als 50-

jährigen Migrationsgeschichte zu einem festen Bestandteil der deutschen und de Hamburger Gesell-

schaft geworden sind 

– in Würdigung der aktiven Beteiligung der Alevitischen Gemeinde und ihrer Mitglieder am religiö-

sen, kulturellen und gesellschaftlichen Leben der Stadt, 

– in dem Wunsch, das alevitische Leben in Hamburg anzuerkennen und zu unterstützen, 

–mit dem Ziel, die Beziehungen zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der Alevitischen 

Gemeinde partnerschaftlich weiterzuentwickeln, 

den folgenden Vertrag: 

 

Artikel 1 Glaubensfreiheit und Rechtsstellung 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet die Freiheit des alevitischen Glaubens nach 

Verfassung und Gesetz. Sie stimmt mit der Alevitischen Gemeinde darin überein, dass die Achtung 

des religiösen Bekenntnisses untrennbar mit der Achtung und Toleranz gegenüber anderen Religionen 

und Weltanschauungen sowie gegenüber abweichenden Anschauungen und Handhabungen der 

eigenen Religion verbunden ist. 

(2) Die Alevitische Gemeinde ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der 

Schranken der für alle geltenden Gesetzes. Die Vetragsparteien bekennen sich zum Grundsatz der 

neutralität des Staates gegenüber Religionen und Weltanschauungen und zur vollständigen Geltung 

und Achtung der staatlichen Gesetze. Sie werden hierfür entschieden eintreten, auf entgegenstehende 

Äußerungen verzichten sowie sich gegen widersprechende Anschauungen wenden.  

Artikel 2 Gemeinsame Wertegrundlagen 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die Alevitische Gemeinde bekennen sich zu den gemein- 

samen Wertegrundlagen der grundgesetzlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland, 

insbesondere zurUnantastbarkeit der Menschenwürde, der Geltung der Grundrechte, der 

Völkerverständigung und der Toleranz gegenüber anderen Kulturen, Religionen und 

Weltanschauungen sowie der freiheitlichen, rechtsstaatlichen und demokratischen Verfassung des 



Gemeinwesens.  Sie sind sich einig in der Ächtung von Gewalt und Diskriminierung aufgrund von 

Herkunft, Geschlecht, sexueller Orientierung, Glauben oder religiöser oder politischer Anschauungen 

und werden gemeinsam dagegen eintreten. 

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die AlevitischeGemeinde bekennen sich insbesondere zur 

Gleichberechtigung der Geschlechter und zur vollständigen und gleichberechtigten Teilhabe von 

Frauen und Mädchen am gesellschaftlichen und politischen sowie am schulischen und beruflichen 

Leben. Sie setzen sich für die Verwirklichung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und 

Mädchen an Bildung, Erwerbstätigkeit und gesellschaftlichem Leben ein und wenden sich entschieden 

gegen jede Art von Diskriminierung und physischer oder psychischer Gewalt.  

Protokollerklärung zu Artikel 2 Absatz 2 

Die Alevitische Gemeinde weist darauf hin, dass Frauen und Männer nach alevitischer Lehre auch im 

Gemeindeleben gleichberechtigt sind. Sie fördert die Teilnahme von Frauen an ihrem Gemeindeleben. 

Artikel 3 Alevitische Feiertage 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg achtet die alevitischen Feiertage, namentlich den AsureTag, 

das Opferfest, die Hizir-Tage, Nevruz, Hidirellez, den Gedenktag Sivas, die Andacht Haci Bektas Veli 

und den Gedenktag für den heiligen Hüsseyin. 

(2) Der Asure-Tag (beweglich), Hizir-Lokmasi (16. Februar) und Nevruz (21. März) gelten als kirchli-

che Feiertage im sinne des § 3 Feiertagsgesetz. 

Artikel 4 Bildungswesen 

Die Alevitische Gemeinde hat nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften das Recht, Bildungs- und 

Kultureinrichtungen zu unterhalten. Unbeschadet dessen bekennt sie sich zum staatlichen Schulwesen 

und zur allgemeinen Schulpflicht. 

Protokollerklärung zu Artikel 4 Satz 2 

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass das Bekenntnis zum staatlichen Schulwesen und zur 

allgemeinen Schulpflicht das Eintreten für die uneingeschränkte Teilnahme von Mädchen und Jungen 

am Unterricht einschließt.  

Artikel 5 Religionsunterricht  

(1) Die Vertragsparteien sind sich einig in der Anerkennung der Bedeutung, des Wertes und der 

Cahancen des an den staatlichen Schulen der Feien und Hansestadt Hamburg erteilten Religionsunter-

richts in gemischtkonfessionellen Klassenverbänden und Lerngruppen. Sie streben deshalb im 

Rahmen von Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes eine Weiterentwicklung an, deren Ziel es ist, eine 

Verantwortungsstruktur für die Inhalte des Religionsunterrichts im Rahmen von Artikel 7 Absatz 3 

des Grundgesetzes zu schaffen, die sowohl alle Religionsgemeinschaften im verfassungsrechtlichen 

Sinne gleichberechtigt am Religionsunterricht beteiligt, als auch einen gemeinsamen Unterricht von 

Schülerinnen und Schülern unabhängig von ihrer Religionszugehörigkeit ermöglicht, um so die 

bestehende dialogische Form des Religionsunterrichtes zu erhalten. Das Nähere wird gesondert 

geregelt. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 anerkennt die Freie und Hansestadt Hamburg das Recht der Aleviti-

schen Gemeinde, bei Vorliegen aller gesetzlichen Voraussetzungendie Erteilung eines besonderen 

alevitischen Religionsunterrichts nach Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes verlangen zu können. 



(3) Das Recht der Alevitischen Gemeinde, in ihren Institutionen religiöse Unterweisungen durchzu-

führen bleibt unberührt. 

Protokollerklärung zu Artikel 5 

Zu Absatz 1 

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass innerhalb der kommenden fünf Jahre Schulpraxis, 

Didaktiok und Rahmenpläne, Lehrerbildung und –zulassung sowie der institutionelle Rahmen für den 

Religionsunterricht nach Maßgabe von Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes weiterentwickelt werden 

sollen. Dies soll durch eine Arbeitsgruppe erfolgen, die aus Vertreterinnen und Vertretern der 

zuständigen Behörde sowie aus Vertreterinnen und Vertretern solcher Religionsgemeinschaften beste-

hen, die beabsichtigen, die Inhalte eines Religionsunterrichts in gemischtkonfessionellen Klassenver-

bänden und Lerngruppen in Hamburg zu verantworten. Die Arbeitsgruppe legt ihre Ergebnisse den 

jeweiligen Entscheidungsgremien zum Beschluss vor. Die Beteiligten beachten die ihnen durch 

Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes zugewiesenen Funktionen. 

Zu Absatz 2 

Die Alevitische Gemeinde erwartet von der Weiterentwicklung des Religionsunterrichts eine systema-

tische Berücksichtigung alevitischer Glaubensinhalte sowie deren Vermittlung durch alevitische 

Religionslehrer, um dem Bedürfnis alevitischer Kinder und Eltern nach einem bekenntnisorientierten 

Religionsunterricht gerecht zu werden. Sie behält sich vor, von ihrem Recht aus Artikel 5 Absatz 2 

Gebrauch zu machen, wenn sich diese Erwartung nicht erfüllt oder andere Religionsgemeinschaften 

den Weg eines eigenen Religionsunterrichts beschreiten sollten. 

Artikel 6 Hochschulwesen 

Um einen Religionsunterricht in gemischtkonfessionellen Klassenverbänden und Lerngruppen mit 

 alevitischer Beteiligung nach Artikel 5 zu ermöglichen, ist eine dauerhafte Vertretung alevitischer 

Lehre an der Universität Hamburg erforderlich. Die Vertragsparteien sind darüber einig, dass die Freie 

und Hansestadt Hamburg diesen Bedarf in die Ziel- und Leistungsvereinbarung mit der Universität 

Hamburg im Jahre 2013 einbringen wird. 

Artikel 7 Religiöse Betreuung in besonderen Einrichtungen 

(1) In öffentlichen Einrichtungen wie Krankenhäusern, Heimen, aber auch Justizvollzugsanstalten 

oder Polizeiausbildungsstätten gewährleistet die Freie und Hansestadt Hamburg der Alevitischen 

Gemiende das Recht zur religiösen Betreuung. Sie ist auch zu religiösen Veranstaltungen, 

insbesondere zu den alevitischen Festtagen, berechtigt. Soweit sich Einrichtungen nicht in staatlicher 

Trägerschaft befinden, wird die Freie und Hansestadt Hamburg im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf 

die Gewährleistung der religiösen Betreuung hinwirken. 

(2) Der Zutritt zu einer Justiz- oder Polizeieinrichtung setzt das Einverständnis der zuständigen 

Behörde zur Person der Betreuerin oder des Betreuers voraus; das Einverständnis kann nur aus 

wichtigem Grund versagt oder widerrufen werden. Der Zutritt zu sonstigen öffentlichen Einrichtungen 

erfolgt im Benehmen mit dem Träger. Näheres soll durch Vereinbarung mit den öffentlichen, freien 

oder privaten Trägern der Einrichtungen geregelt werden. 

Protokollerklärung zu Artikel 7 



Die Vertragspartner stimmen darin überein, dass die Gewährleistung des Zugangs der Alevitischen 

Gemeinde zu öffentlichen Einrichtungen sich nur auf solche Personen bezieht, die die Gemeinde vorab 

benennt. Es sollen nicht mehr als zwei Personen benannt werden. 

Artikel 8 Rundfunkwesen 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird sich bei künftigen Verhandlungen über Änderungen der 

rundfunk- und medienrechtlichen Staatsverträge dafür einsetzen, dass die öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten und die privaten Rundfunkveranstalter der Alevitischen Gemeinde angemessene 

Sendezeiten zum Zwecke der Verkündung und Sellsorge sowie für sonstige religiöse Sendungen ge-

währen. 

 (2) Sie wird unter Wahrung der verfassungsrechtlich garantierten Staatsferne des Rundfunks darauf 

bedacht sein, dass in allen Rundfunkprogrammen die sittlichen und religiösen Überzeugungen der 

Bevölkerung geachtet werden. 

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird sich bei künftigen Verhandlungen über die Änderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge (im Rahmen der Diskussion über die Neubesetzung der Aufsichts-

gremien) dafür einsetzen, dass die Alevitische Gemeidne in den Aufsichtsgremien (NDR-Rundfunkrat, 

ZDF-Fernsehrat, DLR-Hörfunkrat und den entsprechenden Ausschüssen) angemessen vertreten ist 

Artikel 9 Gewährleistung der Vermögensrechte;Errichtung und Betrieb von Gebetsstätten, 

Versammlungsräumen und sonstigen Gemeindeeinrichtungen 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet der Alevitischen Gemeinde das Eigentum und 

andere Rechte an ihrem Vermögen gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 

138 Absatz 2 der Weimarer Reichsverfassung 

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet der Alevitischen Gemeinde das Recht, im Rah-

men der geltenden Gesetze Cem-Häuser, Versammlungsräume sowie sonstige Gemeindeeinrichtungen 

zu errichten und ihrer Bestimmung entsprechend zu betreiben. Die Vertragsparteien stimmen darin 

überein, dass Errichtung und Betrieb von Gemeindeeinrichtungen zur Förderung eines gedeihlichen 

Miteinanders der alevitischen und der nicht-alevitischen Bevölkerung notwendigenfalls von 

akzeptanzfördernden Maßnahmen begleitet werden sollen. Deshalb  

1. werden die Vertragsparteien Bedacht darauf nehmen, dass sich Gemeindeeinrichtungen unbeschadet 

des Rechts der Alevitischen Gemeinde, sie ihren Bedürfnissen und der religiösen Tradition entspre-

chend auszustatten, in ihre jeweilige Umgebung einfügen, 

2. wird sich die Freie und Hansestadt Hamburg im Rahmen des geltenden Rechts und unter Beachtung 

der staatlichen Pflicht zur weltanschaulich-religiöser Neutralität in der Bevölkerung für die Akzeptanz 

des Errichtens und Betreibens alevitischer Gemeindeeinrichtungen einsetzen, 

3. wird die Alevitische Gemeinde bei Errichtung und Betrieb von Gemeindeeinrichtungen die Ziele 

von Transparenz und Öffnung verfolgen; insbesondere wird sie die örtlichen Entscheidungsträger und 

Gremien sowie die Öffentlichkeit frühzeitig über Planungen informieren, die grundsätzliche Zugäng-

lichkeit der gemeindlichen Einrichtungen für die Öffentlichkeit gewährleisten sowie die Öffentlichkeit 

über wesentliche Veranstaltungen und und Aktivitäten ihrer Einrichtungen informieren. 

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird den Bedarf der Alevitischen Gemeinde an Grundstücken 

bzw. grundstücksgleichen Rechten, insbesondere bei Erschließung neuer Stadtteile und Aufsiedlungen 

neuer Gebiete nach Maßgabe des geltenden Rechts berücksichtigen. 



Artikel 10 Bestattungswesen 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet das Recht, auf staatlichen Friedhöfen 

Bestattungen nach den alevitischen religiösen Vorschriften vorzunehmen. Sie stellt hierfür dem Bedarf 

entsprechende Flächen zur Verfügung. Die Einzelheiten werden gesondert geregelt. 

(2) Die Alevitische Gemeinde hat auf staatlichen Friedhöfen das Recht zur Ausübung alevitisch 

religiöser Bestattungsbräuche. Auf Ablauf anderer Bestattungen ist Rücksicht zu nehmen. 

Artikel 11 Geltungsbereich 

Diese Vereinbarung erstreckt sich auf die Mitgliedsgemeinden der Alevitischen Gemeinde 

Deutschland, die ihren Sitz in der Freien und Hansestadt Hamburg haben. Sie erstreckt sich auch auf 

die rechtlich unselbständigen Einrichtungen der Alevitischen Gemeinde  

Deutschland sowie ihrer Mitgliedsgemeinden nach Satz 1. Auf selbständige Einrichtungen  

bezieht sie sich, soweit die Vertragsparteien darüber Einigung erzielen.  

Protokollerklärung zu Artikel 11: 

Mitgliedsgemeinden im Sinne des Satzes 1 sind gegenwärtig die Alevitische Gemeinde in Hamburg 

e.V. und der Anatolicsh- Alevitische Kulturbund e.V. Selbstständige Einrichtungen im Sinne des Sat-

zes 3 bestehen zurzeit nicht. 

Artikel 12 Zusammenwirken 

(1) Die Vertragsparteien werden bedarfsabhängig Gespräche zur Intensivierung ihrer Beziehungen 

führen. Sie werden sich außerdem vor der regelung von Angelegenheiten, die die beiderseitigen Inte-

ressen berühren, miteinander ins Benehmen setzen und zur Besprechung solcher Angelegenheiten zur 

Verfügung stehen. 

(2) Die Alevitische Gemeinde benennt eine Vertreterin oder einen Vertreter, die bzw. der der Freien 

und Hansestadt Hamburg als ständige Ansprechpartnerin bzw. ständiger Ansprechpartner zur 

Verfügung steht.  

Artikel 13 Freundschaftsklausel 

Die Vertragsparteien werden etwaige Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung und 

Anwendung von Bestimmungen dieses Vertrages soweit möglich einvernehmlich klären 

Artikel 14 Schlussbestimmungen 

(1) Die Vertragsparteien werden auf die umfassende Verbreitung und Kenntnis dieser Vereinbarung 

bei ihren Organen und Mitgleidern und in der Öffenlichkeit hinwirken. 

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die Alevitische Gemeinde stehen einander zur Erläuterung 

von Verhaltensweisen und Äußerungen ihrer Organe und Mitglieder, die Inhalte dieser Vereinbarung 

berühren, zur Verfügung. Auf begründetes Verlangen der Vertragsparteien stehen sie auch für 

öffentliche Erklärungen zur Verfügung. 

Artikel 15 Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag tritt mit der Zustimmung der Bürgerschaft in Kraft.  



(2) Die Vertragsparteien werden nach Ablauf von zehn Jahren Gespräche mit dem Ziel aufnehmen, im 

Lichte der gewonnenen Erfahrungen über diesen Vertrag und die Notwendigkeit von Änderungen und 

Ergänzungen zu verhandeln.  

Protokollerklärung zu Artikel 15 Absatz 2 

Die AlevitischeGemeinde strebt im Rahmen ihrer weiteren organisatorischen Entwicklung die 

Erlangung der Rechte einer Körperschatf des öffentlichen Rechts nach Artikel 140 des Grundgesetzes 

in Verbindung mit Artikel 137 Absatz 5 Satz 2 der Weimarer Reichsverfassung an. Die 

Vertragsparteien stimmen darin überein, dass diesbezügliche Fortentwicklungen auch die Neuordnung 

der wechselseitigen Beziehungen erforderlich machen werden. 

 

 

1.8.4 Vertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der Jüdischen 

Gemeinde in Hamburg 

Vom 20.06.2007 (HmbGVBl. 2007, 407), in Kraft seit 05.12.2007, Vertragsgesetz vom 

27.11.2007 (HmbGVBl. 2007, 407) 

In dem Bewusstsein der geschichtlichen Verantwortung vor den jüdischen Bürgerinnen und Bürgern 

und geleitet von dem Wunsch, das Verhältnis zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der 

jüdischen Glaubensgemeinschaft zu fördern und zu festigen und die jüdische Glaubensgemeinschaft in 

der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, schließen die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten 

durch den Senat, und die Jüdische Gemeinde in Hamburg, Körperschaft des öffentlichen Rechts, 

vertreten durch ihre satzungsgemäßen Vertreter, den folgenden Vertrag: 

Artikel 1   Glaubensfreiheit und Rechtsstellung 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährt der Freiheit, den jüdischen Glauben zu bekennen und 

auszuüben, sowie dem karitativen Wirken der Jüdischen Gemeinde in Hamburg den Schutz durch 

Verfassung und Gesetz. 

(2) Die Jüdische Gemeinde in Hamburg ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstständig und 

innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie ist frei bei der Besetzung ihrer Ämter. 

Artikel 2   Jüdische Feiertage 

Folgende jüdische Feiertage werden als kirchliche Feiertage im Sinne des Feiertagsgesetzes vom 16. 

Oktober 1953 (HmbBl. I 113-a), zuletzt geändert am 6. Dezember 2000 (HmbGVBl. S. 358), 

geschützt: 

1. Pessach, 

2. Schawuoth, 

3. Rosch Haschana, 

4. Jom Kippur, 

5. Sukkoth, 

6. Schemini Azareth, 



7. Simchat Thora. 

Artikel 3   Jüdischer Religionsunterricht 

(1) Die Jüdische Gemeinde in Hamburg hat das Recht, Religionsunterricht in den Institutionen der 

Gemeinde und in den von ihr unterhaltenen jüdischen Schulen durchzuführen. 

(2) Die Durchführung des Religionsunterrichts in den staatlichen Schulen der Freien und Hansestadt 

Hamburg wird durch besondere Vereinbarungen auf der Grundlage des Hamburgischen Schulgesetzes 

geregelt. 

Artikel 4   Kinderbetreuung, Schulen und Weiterbildung 

(1) Die Jüdische Gemeinde in Hamburg hat nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen das Recht, 

Schulen sowie Einrichtungen der Kinderbetreuung und der Weiterbildung zu errichten und zu 

betreiben. Die Genehmigung und Anerkennung sowie die Förderung aus öffentlichen Mitteln 

bestimmen sich nach den jeweils geltenden Vorschriften. 

(2) Sofern Bildungsgänge solchen im staatlichen Bereich gleichwertig sind, sind Abschlüsse im 

Rahmen des Landesrechts staatlich anzuerkennen. 

Artikel 5   Seelsorge 

(1) Die seelsorgerische Betreuung von Mitgliedern der jüdischen Gemeinschaft in öffentlichen 

Einrichtungen nach Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 141 der Weimarer 

Reichsverfassung wird gewährleistet. 

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg respektiert das Seelsorgegeheimnis. Die seelsorgerisch tätigen 

Personen sind in Verfahren, die dem Landesrecht unterliegen, berechtigt, ihr Zeugnis über dasjenige 

zu verweigern, was ihnen in ihrer seelsorgerischen Tätigkeit anvertraut worden oder bekannt 

geworden ist. 

(3) In öffentlichen Einrichtungen wie Krankenhäusern, Heimen, aber auch Justizvollzugsanstalten 

oder Polizeiausbildungsstätten gewährleistet die Freie und Hansestadt Hamburg der Jüdischen 

Gemeinde in Hamburg das Recht, seelsorgerisch tätig zu sein und wird dies fördern. Die Jüdische 

Gemeinde in Hamburg ist auch zu Gottesdiensten und religiösen Veranstaltungen berechtigt. Die Freie 

und Hansestadt Hamburg wird darauf hinwirken, dass in den öffentlichen Einrichtungen im Rahmen 

der bestehenden Möglichkeiten auf Wunsch eine den religiösen Speisevorschriften entsprechende 

Ernährung angeboten wird. 

(4) Um die seelsorgerische Betreuung zu ermöglichen, teilt der Träger der Einrichtung der Jüdischen 

Gemeinde in Hamburg die Namen der Personen mit, die sich zum jüdischen Glauben bekennen, 

soweit die Mitteilung deren Willen nicht widerspricht. Die Betroffenen sind, soweit dies den 

Umständen nach nicht unmöglich ist, über die beabsichtigte Mitteilung in geeigneter Weise zu 

unterrichten und nach ihrem Willen zu befragen. 

(5) Der Zutritt zu einer Justiz- oder Polizeieinrichtung setzt das Einverständnis der zuständigen 

Behörde zur Person des Seelsorgers voraus; das Einverständnis kann nur aus wichtigem Grund versagt 

oder widerrufen werden. Der Zutritt zu sonstigen öffentlichen Einrichtungen erfolgt im Benehmen mit 

dem Träger. Näheres wird durch Vereinbarung mit den öffentlichen, freien oder privaten Trägern 

dieser Einrichtungen geregelt. 

Protokollerklärung zu Artikel 5 Absatz 2 



Seelsorgerisch tätige Personen sind 

1. der Landesrabbiner von Hamburg, 

2. die vom Landesrabbiner vorab benannten weiteren Rabbiner und Rabbinatsgehilfen, deren Zahl 

insgesamt zehn Personen nicht überschreiten darf, 

3. gegebenenfalls eine weitere für die Jüdische Gemeinde in Hamburg seelsorgerisch tätige Person, die 

vom Vorstand der Jüdischen Gemeinde in Hamburg vorab benannt wird. 

Die Jüdische Gemeinde in Hamburg, vertreten durch ihre satzungsmäßigen Vertreter, benennt der 

Freien und Hansestadt Hamburg zu Händen der für Religionsangelegenheiten zuständigen Behörde die 

Personen, die danach jeweils seelsorgerisch tätig sind. Die Vertragsparteien stimmen darin überein, 

dass die Liste der jeweils benannten Personen für die Anwendung des Artikels 5 abschließend ist. Sie 

gilt in der jeweils übermittelten Fassung so lange, bis die Jüdische Gemeinde in Hamburg eine 

Änderung mitteilt. 

Artikel 6   Friedhöfe 

Die Jüdische Gemeinde in Hamburg hat das Recht, im Rahmen der geltenden Gesetze Friedhöfe als 

öffentliche Bestattungsplätze zu unterhalten, neue Friedhöfe anzulegen sowie bestehende zu verändern 

oder zu schließen. Die Friedhöfe genießen den gleichen Schutz wie staatliche Friedhöfe. Staatliche 

Maßnahmen, die Friedhöfe der Jüdischen Gemeinde in Hamburg betreffen, werden mit ihr 

abgestimmt. Die Jüdische Gemeinde in Hamburg hat das Recht, auf staatlichen Friedhöfen 

Gottesdienste und Andachten abzuhalten. 

Artikel 7   Landesleistung 

(1) Auf Grund des geschichtlich begründeten besonderen Verhältnisses der Freien und Hansestadt 

Hamburg zu ihren jüdischen Bürgerinnen und Bürgern und angesichts ihrer besonderen 

Verantwortung bei der Erhaltung und Pflege des gemeinsamen Kulturlebens beteiligt sich die Freie 

und Hansestadt Hamburg an den Ausgaben der jüdischen Gemeinschaft für deren gemeindliche und 

kulturelle Bedürfnisse (Landesleistung). 

(2) Die Landesleistung ist keine Zuwendung im Sinne der §§ 23, 44 der Landeshaushaltsordnung. 

(3) Die Landesleistung wird an die Jüdische Gemeinde in Hamburg als Leistung zur Förderung der 

gesamten jüdischen Gemeinschaft in Hamburg gezahlt. Im Rahmen der Zweckbestimmung der 

Landesleistung sind unmittelbare Zahlungen an weitere Glieder der jüdischen Gemeinschaft in 

Hamburg ausgeschlossen. Die Jüdische Gemeinde in Hamburg wird die Freie und Hansestadt 

Hamburg von etwaigen diesbezüglichen Forderungen freistellen. 

(4) Die Höhe der Landesleistung, die Dauer ihrer Gewährung und die Modalitäten ihrer Zahlung sowie 

Einzelheiten ihrer anteiligen Weiterleitung an weitere Glieder der jüdischen Gemeinschaft 

beziehungsweise der Freistellung der Freien und Hansestadt Hamburg von deren Forderungen werden 

gesondert vereinbart. 

(5) Die Jüdische Gemeinde in Hamburg legt jährlich, spätestens sechs Monate nach Ablauf des 

Geschäftsjahres ihre Haushaltsrechnung für das Geschäftsjahr vor, aus der sich die Verwendung der 

Landesleistung ergibt. Entsprechende Nachweise über die Verwendung der Landesleistung sind von 

den weiteren Gliedern der jüdischen Gemeinschaft zu erbringen, an die die Landesleistung anteilig 

weitergeleitet wird. 



(6) Dem Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg wird ein Prüfungsrecht über die 

Verwendung der Landesleistung eingeräumt. 

Protokollerklärung zu Artikel 7 Absatz 1 

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass die Ausgaben der jüdischen Gemeinschaft für deren 

gemeindliche und kulturelle Bedürfnisse im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 neben allen Aufwendungen 

im Rahmen der unmittelbaren Religionsausübung sowie der Vermittlung der Religionsinhalte 

insbesondere die Ausgaben für folgende Bereiche umfassen: 

1. Unterhaltung von Verwaltungsgebäuden, Synagogen und jüdischen Friedhöfen, 

2. Veranstaltungen kultureller Natur, Veranstaltungen zur Integration, Veranstaltungen sozialer Natur  

und Erinnerungsveranstaltungen sowie Veranstaltungen zum deutsch-israelischen und christlich-

jüdischen Verhältnis, 

3. Kinder- und Jugendarbeit, Unterhalt eines Jugendzentrums, 

4. Betrieb eines Kindergartens, 

5. Betrieb schulischer Einrichtungen für Erwachsene und Kinder, 

6. Integrationsmaßnahmen, Sprachunterricht, Hilfestellung zum Aufbau einer Existenz in 

Deutschland, 

7. Soziale Maßnahmen, insbesondere die Unterstützung Bedürftiger, 

8. Altenbetreuung, insbesondere Betrieb eines Altenheimes, 

9. Koschere Versorgung von Gemeindemitgliedern und Gästen, 

10. Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit den vorstehenden Aufgaben einschließlich der 

Tragung von Verbindlichkeiten auch aus der Zeit vor Geltung dieses Vertrages. 

Artikel 8   Sonstige Leistungen 

(1) Die auf Grund besonderer gesetzlicher Grundlagen zu gewährenden Leistungen bleiben durch 

diesen Vertrag unberührt. Ebenso schließt die Gewährung der Landesleistung die Inanspruchnahme 

sonstiger Fördermöglichkeiten, deren Voraussetzungen die Jüdische Gemeinde in Hamburg erfüllt, 

nicht aus. 

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg trägt weiterhin die im Rahmen des Abkommens zwischen dem 

Bund und den Ländern vom 21. Juni 1957 vereinbarten anteiligen Kosten für die Pflege und Erhaltung 

der geschlossenen jüdischen Friedhöfe. 

Artikel 9   Abgabenbefreiungen 

(1) Auf Landesrecht beruhende Befreiungen und Ermäßigungen von Steuern, Gebühren und Beiträgen 

für die Freie und Hansestadt Hamburg gelten auch für die Jüdische Gemeinde in Hamburg. 

(2) Gebührenbefreiungen gelten auch für solche Gebühren, die die ordentlichen Gerichte in 

Angelegenheiten der streitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit, die Gerichtsvollzieher und die 

Justizverwaltungsbehörden erheben. 



Artikel 10   Kultussteuerrecht 

Die Jüdische Gemeinde in Hamburg ist berechtigt, nach Maßgabe der Gesetze von ihren Mitgliedern 

Kultussteuer und Gemeindegeld zu erheben und dafür eigene Vorschriften zu erlassen. Diese bedürfen 

der Genehmigung durch die Freie und Hansestadt Hamburg. Sie kann nur bei einem Verstoß gegen die 

staatlichen Bestimmungen versagt werden. 

Artikel 11   Meldewesen und Datenschutz 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg unterstützt die Jüdische Gemeinde in Hamburg auf der 

Grundlage des Hamburgischen Meldegesetzes in der jeweils geltenden Fassung bei der Durchführung 

des jüdischen Meldewesens. 

(2) Im Rahmen der geltenden Gesetze übermitteln die Meldebehörden der Jüdischen Gemeinde in 

Hamburg die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten. Die Übermittlung der Daten setzt 

voraus, dass bei der Jüdischen Gemeinde in Hamburg ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen 

sind. Die Datenübermittlung erfolgt kostenfrei. 

(3) Die Jüdische Gemeinde in Hamburg übermittelt ihrerseits den Meldebehörden Daten über 

mitgliedschaftsbegründende Ereignisse. 

Artikel 12   Sammlungswesen 

Die Jüdische Gemeinde in Hamburg ist berechtigt, Spenden und andere freiwillige Leistungen für ihre 

eigenen Zwecke sowie die Zwecke der ihr zugeordneten Stiftungen zu erbitten. 

Artikel 13   Zusammenwirken 

Die Vertragschließenden werden regelmäßige Gespräche zur Intensivierung ihrer guten Beziehungen 

führen. Sie werden sich außerdem vor der Regelung von Angelegenheiten, die die beiderseitigen 

Interessen berühren, miteinander ins Benehmen setzen und zur Besprechung solcher Angelegenheiten 

zur Verfügung stehen. 

Artikel 14   Freundschaftsklausel 

Die Vertragsparteien werden etwaige Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder 

Anwendung von Bestimmungen dieses Vertrages soweit möglich einvernehmlich klären. 

Artikel 15   Inkrafttreten und Laufzeit 

(1) Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Bürgerschaft geschlossen. Er tritt 

mit dem Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes in Kraft
177

.  

(2) Die Artikel 7 und 8 des Vertrages können mit einer Frist von einem Jahr zum Ablauf des 

Kalenderjahres gekündigt werden, erstmalig zum 31. Dezember 2012. Ihre Geltung verlängert sich um 

jeweils fünf Jahre, wenn sie nicht fristgerecht gekündigt werden. 

Hamburg, den 20. Juni 2007 

Für den Senat Für den Vorstand 
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 Das Zustimmungsgesetz ist am 5. Dezember 2007 in Kraft getreten. 



gez. Ole von Beust der Jüdischen Gemeinde in Hamburg 

Erster Bürgermeister gez. Andreas C. Wankum 

 Vorsitzender 

 gez. M. Warman 

 Zweiter Vorsitzender 

 

 

1.8.5 Vertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der 

Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 

Vom 29.11.2005 (HmbGVBl. 2006 S. 430), in Kraft seit 12.10.2006 (HmbGVBl. S. 516), 

Vertragsgesetz vom 06.07.2006 (HmbGVBl. S 429) 

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den Senat, 

und 

die Nordelbische 

Evangelisch-Lutherische Kirche, vertreten durch die Kirchenleitung, 

− geleitet von dem Wunsch, das freundschaftliche Verhältnis zu festigen und zu 

fördern und die gewachsenen Beziehungen festzuschreiben und dauerhaft 

fortzuentwickeln, 

− in der Überzeugung, dass die Trennung von Staat und Kirche gleichermaßen, Distanz bedeutet und 

Kooperation gebietet, und mit dem Ziel, dieses Verhältnis dauerhaft zu gestalten, 

− in Anerkennung der kirchlichen Mitverantwortung für das öffentliche Leben, 

− im Respekt vor der Religions- und Glaubensfreiheit des Einzelnen und in Anerkennung des 

Selbstbestimmungsrechts der Kirchen, 

− im Bewusstsein der Unterschiedlichkeit des geistlichen Auftrags der Kirchen und der weltlichen 

Aufgaben des Staates und der gemeinsamen Aufgaben zum 

Wohle der Menschen in Hamburg, 

− auf der Grundlage der vom Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland garantierten Stellung 

der Kirchen im freiheitlich demokratischen Rechtsstaat, schließen zur rechtlichen Ordnung ihrer 

Beziehungen diesen Vertrag. 

Artikel 1   Glaubensfreiheit und Rechtsstellung 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährt der Freiheit, den Glauben nach den evangelisch-

lutherischen Grundlagen zu bekennen und auszuüben, den Schutz durch Verfassung und Gesetz. 



(2) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 

selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie ist frei bei der Besetzung 

ihrer Ämter. 

Artikel 2   Körperschaftsrechte 

(1)  Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche, ihre Kirchenkreise und Kirchengemeinden und 

die aus ihnen gebildeten Verbände sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Ihr Dienst ist 

öffentlicher Dienst eigener Art. Sie sind Dienstherren nach öffentlichem Recht. 

(2) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche wird Beschlüsse über die Errichtung, 

Veränderung und Aufhebung von kirchlichen Körperschaften des öffentlichen Rechts dem Senat 

anzeigen. 

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die Nordelbische Evangelisch- Lutherische Kirche wirken 

bei der Errichtung und Veränderung kirchlicher Anstalten und Stiftungen privaten und öffentlichen 

Rechts zusammen.  

Artikel 3   Geltungsbereich 

Dieser Vertrag erstreckt sich auch auf die rechtlich unselbständigen Dienste, Werke und Einrichtungen 

der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Körperschaften sowie auf die im Schlussprotokoll genannten 

selbständigen Dienste, Werke und Einrichtungen. Über die Aufnahme weiterer selbständiger Dienste, 

Werke und Einrichtungen in den Geltungsbereich dieses Vertrages ist zwischen den Vertragsparteien 

Einvernehmen zu erzielen. 

Artikel 4   Zusammenwirken 

(1) Der Senat und die Kirchenleitung treffen sich zur Pflege ihrer Beziehungen in regelmäßigem 

Abstand. Sie werden sich zur Klärung von Fragen, die das beiderseitige Verhältnis betreffen oder die 

beiderseitigen Interessen berühren, miteinander ins Benehmen setzen. 

(2) Zur ständigen Vertretung ihrer Anliegen gegenüber der Freien und Hansestadt Hamburg und zur 

gegenseitigen Information bestellt die Kirchenleitung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 

Kirche ihren Beauftragten oder ihre Beauftragte bei Senat und Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 

Hamburg. 

(3) Senat und Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg unterrichten die Kirchenleitung der 

Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche über ihren Beauftragten oder ihre Beauftragte 

rechtzeitig von ihren jeweiligen Gesetzgebungs- und anderen Vorhaben, welche die Belange der 

Nordelbischen Evangelisch- Lutherischen Kirche unmittelbar berühren, und hören sie an. 

(4) Überträgt die Freie und Hansestadt Hamburg Aufgaben, die das staatskirchenrechtliche Verhältnis 

berühren, auf andere Rechtsträger, so wird sie sich auch diesen gegenüber um die Einhaltung der 

Inhalte und Ziele dieses Vertrages bemühen. Sie gibt der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 

Kirche rechtzeitig Gelegenheit, zu den Übertragungen, Ziel-, Leistungs- und anderen Vereinbarungen 

Stellung zu nehmen. 

Artikel 5   Evangelische Theologie, Religionspädagogik und Kirchenmusik 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg fördert die Pflege der evangelischen Theologie als 

konfessionsgebundener wissenschaftlicher Disziplin in freier Forschung und Lehre, insbesondere an 

der Universität Hamburg. 



(2) In grundsätzlichen Angelegenheiten der Studiengänge Pfarramt und Lehramt streben die 

Vertragsparteien eine Vereinbarung an. 

(3) Das Nähere in Angelegenheiten der evangelischen Kirchenmusik wird gesondert vereinbart. 

(Schlussprotokoll) 

(4) Der Universitätsprediger oder die Universitätspredigerin wird im Einvernehmen mit der 

Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche bestellt. 

Artikel 6   Evangelische Hochschulen, Schulen, Einrichtungen der Aus-, Fort- und 

Weiterbildung 

(1) Das Recht der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche zum Betreiben eigener 

Bildungsstätten wird im Rahmen des allgemeinen Rechts gewährleistet und gefördert. 

(2) Sofern Bildungsgänge solchen im staatlichen Bereich gleichwertig sind, sind Abschlüsse im 

Rahmen des Landesrechts staatlich anzuerkennen. 

Artikel 7   Religionsunterricht 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet die Erteilung des Religionsunterrichts als 

ordentliches Lehrfach in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Nordelbischen Evangelisch-

Lutherischen Kirche gemäß Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland. 

(2) Das Nähere regelt eine Gemeinsame Kommission Schule/Kirche. 

Artikel 8   Kirchliches Eigentum 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 

Kirche das Eigentum und andere Rechte an ihrem Vermögen gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes 

für die Bundesrepublik Deutschland in Verbindung mit Artikel 138 Absatz 2 der Verfassung des 

Deutschen Reichs vom 11. August 1919. 

(2) Im Rahmen der allgemeinen Gesetze wird die Freie und Hansestadt Hamburg bei der Anwendung 

enteignungsrechtlicher Vorschriften auf die Belange der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 

Kirche Rücksicht nehmen und im Falle eines Eingriffs bei der Beschaffung gleichwertiger 

Ersatzgrundstücke Hilfe leisten. 

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird bei kirchlichem Bedarf an Grundstücken bzw. 

grundstücksgleichen Rechten, insbesondere bei Erschließung neuer Stadtteile und Aufsiedlung neuer 

Gebiete die Belange der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche berücksichtigen und 

planungsrechtlich vorsehen. 

(4) Die Vereinbarung der Freien und Hansestadt Hamburg mit der Evangelischlutherischen Kirche im 

Hamburgischen Staate über die Überlassung von staatseigenen Grundstücken und die 

Inanspruchnahme von Kirchengrundstücken für öffentliche Zwecke vom 17. August 1965 bleibt 

unberührt. Auf Wunsch der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche werden bei kirchlichem 

Bedarf der nicht von der in Satz 1 genannten Vereinbarung erfassten auf dem Gebiet der Freien und 

Hansestadt Hamburg liegenden Kirchenkreise entsprechende staatseigene Grundstücke oder 

grundstücksgleiche Rechte im Rahmen des haushaltsrechtlich Zulässigen kostengünstig zur Verfügung 

gestellt. 



(5) Macht die Freie und Hansestadt Hamburg einen dringenden öffentlichen Bedarf an Grundstücken 

oder grundstücksgleichen Rechten der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche, ihrer 

Einrichtungen oder Gemeinden geltend, wird die Kirchenleitung im Rahmen der Verfassung der 

Nordelbischen Evangelisch- Lutherischen Kirche darauf hinwirken, dass die Freie und Hansestadt 

Hamburg Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte, soweit sie nicht für kirchliche Zwecke 

benötigt werden, zu angemessenen Bedingungen erwerben kann. 

Artikel 9   Denkmalpflege 

(1) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche und die Freie und Hansestadt Hamburg tragen 

die gemeinsame Verantwortung für Schutz, Pflege und Erhaltung kirchlicher Denkmäler. 

(2) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche stellt sicher, dass ihre Denkmäler grundsätzlich 

der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden. 

(3) Bei Entscheidungen über Denkmäler, die gottesdienstlichen, kultischen oder gleichartigen 

kirchlichen Zwecken unmittelbar dienen, berücksichtigt das Denkmalschutzamt der Freien und 

Hansestadt Hamburg die Belange der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche. Das 

Nordelbische Kirchenamt entscheidet im Benehmen mit dem Denkmalschutzamt. 

(4) Durch Vereinbarungen können der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche Aufgaben der 

Denkmalpflege übertragen werden. 

(5) Die Freie und Hansestadt Hamburg nimmt bei der Förderung nach dem Denkmalrecht, auch bei 

der Vergabe von Mitteln, Rücksicht auf die besonderen denkmalpflegerischen Aufgaben der 

Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche. Sie unterstützt die Nordelbische Evangelisch-

Lutherische Kirche in ihren Bemühungen, auch von solchen Einrichtungen Hilfe zu erhalten, die auf 

nationaler, europäischer oder internationaler Ebene für die Kultur- und Denkmalpflege tätig sind. 

Artikel 10   Friedhöfe 

(1) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche hat das Recht, im Rahmen des geltenden Rechts 

kirchliche Friedhöfe als öffentliche Bestattungsplätze zu unterhalten, neue Friedhöfe anzulegen sowie 

bestehende zu verändern oder zu schließen. Sie genießen den gleichen Schutz wie staatliche Friedhöfe. 

Staatliche Maßnahmen, die kirchliche Friedhöfe betreffen, werden mit der Nordelbischen 

Evangelisch-Lutherischen Kirche abgestimmt. 

(2) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche hat das Recht, auf staatlichen Friedhöfen 

Gottesdienste und Andachten abzuhalten. 

Artikel 11   Gebühren 

(1) Die kirchlichen Körperschaften sind berechtigt, für die Inanspruchnahme ihrer Leistungen 

Gebühren zu erheben. 

(2) Rückständige Gebühren werden auf Antrag des Einrichtungsträgers im 

Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die kirchliche Körperschaft, zu deren Gunsten vollstreckt 

wird, hat der Freien und Hansestadt Hamburg die Kosten der Verwaltungsvollstreckung (Gebühren 

und Auslagen) zu erstatten, die durch Zahlung des oder der Pflichtigen nicht gedeckt sind. 

 

Artikel 12   Gebührenbefreiung 



(1) Auf Landesrecht beruhende Befreiungen und Ermäßigungen von Steuern und Gebühren, die für die 

Freie und Hansestadt Hamburg gelten, gelten auch für kirchliche juristische Personen des öffentlichen 

Rechts. 

(2) Die Befreiung gilt auch für solche Gebühren, die die ordentlichen Gerichte in Angelegenheiten der 

streitigen und der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die Gerichtsvollzieher und die 

Justizverwaltungsbehörden erheben. 

Artikel 13   Kirchensteuerrecht 

(1) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche, ihre Kirchenkreise und Kirchengemeinden sind 

berechtigt, nach Maßgabe der Gesetze von ihren Mitgliedern Kirchensteuern und Kirchgeld zu 

erheben und dafür eigene Kirchensteuergesetze und Verordnungen zu erlassen. 

(2) Die Kirchensteuergesetze, ihre Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Genehmigung durch 

die Freie und Hansestadt Hamburg. Diese kann nur bei einem Verstoß gegen die staatlichen 

Bestimmungen versagt werden. 

(3) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht bis zum Ablauf von einem Monat nach Vorlage 

des Beschlusses ausdrücklich versagt wird. 

 

Artikel 14   Kirchensteuerverwaltung 

(1) Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung der Kirchensteuer erfolgen durch die Finanzämter. 

Soweit die Steuer nach Abzug vom Arbeitslohn in Betriebsstätten der Freien und Hansestadt Hamburg 

erhoben wird, sind die Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen verpflichtet, die Kirchensteuer einzubehalten 

und abzuführen. 

(2) Für die Verwaltung der Kirchensteuer erhält die Freie und Hansestadt Hamburg eine 

Entschädigung in Höhe eines Anteils des Kirchensteueraufkommens, die einvernehmlich festgelegt 

wird. 

(3) Die Finanzämter geben den zuständigen kirchlichen Stellen im Rahmen des geltenden Rechts in 

allen Kirchensteuerangelegenheiten die erforderlichen Auskünfte. Die Nordelbische Evangelisch-

Lutherische Kirche garantiert die Wahrung des Steuergeheimnisses. 

Artikel 15   Meldewesen und Datenschutz 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg unterstützt die Nordelbische Evangelisch- Lutherische Kirche 

auf der Grundlage des Hamburgischen Meldegesetzes in der jeweils geltenden Fassung bei der 

Durchführung des kirchlichen Meldewesens. 

(2) Die Meldebehörden übermitteln der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche die zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten. Die Datenübermittlung erfolgt kostenfrei. 

(3) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche garantiert den Datenschutz auf der Grundlage 

des Datenschutzgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden Fassung. 

(4) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche übermittelt ihrerseits den Meldebehörden Daten 

über mitgliedschaftsbegründende Ereignisse. 

Artikel 16   Sammlungswesen 



Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche ist berechtigt, Spenden und andere freiwillige 

Leistungen für kirchliche Zwecke zu erbitten. 

Artikel 17   Seelsorge in besonderen Einrichtungen und bei der Feuerwehr 

(1) In öffentlichen Einrichtungen wie Krankenhäusern und Heimen, aber auch Justizvollzugsanstalten 

oder Polizeiausbildungsstätten gewährleistet die Freie und Hansestadt Hamburg der Nordelbischen 

Evangelisch-Lutherischen Kirche auf der Grundlage des Artikels 140 des Grundgesetzes für die 

Bundesrepublik Deutschland in Verbindung mit Artikel 141 der Verfassung des Deutschen Reichs 

vom 11. August 1919 das Recht, dort seelsorgerisch tätig zu sein. Die Nordelbische Evangelisch- 

Lutherische Kirche ist auch zu Gottesdiensten und religiösen Veranstaltungen berechtigt. Der Träger 

der Einrichtung stellt den Raum dazu unentgeltlich zur Verfügung. 

(2) Werden die Aufgaben von einem oder einer Geistlichen im Haupt- oder Nebenamt 

wahrgenommen, erfolgt dessen oder deren Berufung für die Justizvollzugsanstalten und 

Polizeieinrichtungen im Einvernehmen mit der Freien und Hansestadt Hamburg, für die sonstigen 

Einrichtungen im Benehmen mit dem Träger. 

(3) Werden Aufgaben im Bereich der Feuerwehr von einem oder einer Geistlichen im Haupt- oder 

Nebenamt wahrgenommen, erfolgt dessen oder deren Berufung im Einvernehmen mit der Freien und 

Hansestadt Hamburg. 

(4) Das Nähere wird durch Vereinbarung geregelt. 

Artikel 18   Aufgaben kirchlich-diakonischer Einrichtungen 

(1) Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche und ihre Diakonischen Werke, das Diakonische 

Werk Hamburg - Landesverband der Inneren Mission e. V., das Diakoniehilfswerk der Nordelbischen 

Evangelisch-Lutherischen Kirche und das Diakonische Werk Schleswig-Holstein - Landesverband der 

Inneren Mission e. V., nehmen in Erfüllung ihres Auftrags auch Aufgaben als anerkannte freie Träger 

der Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheits- und Sozialhilfe im Rahmen der Gesetze wahr und 

kooperieren mit staatlichen Trägern. Sie unterhalten Kindertagesstätten, Heime, Dienste und sonstige 

Einrichtungen für Betreuung, Pflege, Bildung und Beratung. 

(2) Kirchliche Einrichtungen haben Anspruch auf Förderung nach den gleichen Bedingungen wie 

andere staatliche oder freie Einrichtungen der Wohlfahrtspflege. 

(3) Ein nach Verfassung oder Gesetz bestehender Vorrang in der Aufgabenerfüllung für die freien 

Träger der Wohlfahrtspflege ist von allen öffentlichen Stellen zu beachten. 

Artikel 19   Sonn- und Feiertagsschutz 

Die Freie und Hansestadt Hamburg und die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche stimmen 

dahingehend überein, dass Ruhe- und Besinnungszeiten von tragender Bedeutung für die Gesellschaft 

und den Staat sind. Der gesetzliche Schutz der Sonntage, der staatlich anerkannten Feiertage und der 

kirchlichen Feiertage wird gewährleistet. 

Artikel 20   Seelsorge- und Beichtgeheimnis 

Die Freie und Hansestadt Hamburg respektiert das Seelsorge- und Beichtgeheimnis. Geistliche sind  

berechtigt, ihr Zeugnis über dasjenige zu verweigern, was ihnen in der Beichte oder in ihrer 

Eigenschaft als Seelsorger oder Seelsorgerin anvertraut worden oder bekannt geworden ist. 



Artikel 21   Kirchengerichte 

(1) Im Verfahren vor den Kirchengerichten und in förmlichen Disziplinarverfahren gegen Geistliche, 

Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen sind 

1. die Kirchengerichte berechtigt, Zeugen, Zeuginnen und Sachverständige zu vereidigen, 

2. die Amtsgerichte der Freien und Hansestadt Hamburg verpflichtet, Rechtshilfeersuchen 

stattzugeben. 

Die den Eid abnehmende Person muss die Befähigung zum Richteramt besitzen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Verfahren wegen Verletzungen der Lehrverpflichtung. 

Artikel 22   Rundfunk 

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird darauf hinwirken, dass die öffentlichrechtlichen 

Rundfunkanstalten und die privaten Rundfunkveranstalter der Nordelbischen Evangelisch-

Lutherischen Kirche angemessene Sendezeiten für Zwecke der Verkündigung und der Seelsorge sowie 

für sonstige religiöse Sendungen, auch zu Fragen der öffentlichen Verantwortung der Kirche, 

gewähren. Sie wird darauf bedacht sein, dass in den Programmen die sittlichen und religiösen 

Überzeugungen der Bevölkerung geachtet werden. In den Aufsichtsgremien (Rundfunkräten, 

Programmausschüssen) soll die Nordelbische Evangelisch- Lutherische Kirche angemessen vertreten 

sein.  

(2) Das Recht der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche, privaten Rundfunk oder moderne 

Kommunikationsmittel nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu betreiben und sich dort als 

Veranstalter zu beteiligen, bleibt unberührt. 

Artikel 23   Gleichbehandlungsgrundsatz 

Sollte die Freie und Hansestadt Hamburg anderen Religionsgemeinschaften über diesen Vertrag 

hinausgehende Leistungen und Rechte gewähren, werden die Vertragsparteien gemeinsam prüfen, ob 

wegen des Gleichbehandlungsgrundsatzes Änderungen dieses Vertrages notwendig sind. 

Artikel 24   Freundschaftsklausel 

Die Vertragsparteien werden eine in Zukunft auftretende Meinungsverschiedenheit über die 

Auslegung oder Anwendung einer Bestimmung dieses Vertrages einvernehmlich klären. 

Artikel 25   Schlussbestimmung 

(1) Weitere zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der Nordelbischen Evangelisch-

Lutherischen Kirche und ihren Gliedkörperschaften abgeschlossene Verträge und Vereinbarungen 

werden durch diesen Vertrag nicht berührt. Regelungen in diesem Vertrag gehen inhaltlich 

abweichenden oder inhaltlich übereinstimmenden Regelungen in anderen Verträgen oder 

Vereinbarungen vor, soweit sie denselben Gegenstand betreffen. 

(2) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation gemäß Artikel 43 der Verfassung der Freien und Hansestadt 

Hamburg und der Zustimmung der Synode nach Artikel 68 der Verfassung der Nordelbischen 

Evangelisch-Lutherischen Kirche. Er tritt am Tag nach dem Austausch der Ratifikationsurkunde und 

der Mitteilung über die Zustimmung der Synode in Kraft. Der Tag des Inkrafttretens wird im 

Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt und im Gesetz- und Verordnungsblatt der 



 Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche bekannt gemacht. 

Hamburg, den 29. November 2005 

Für die Nordelbische 

Evangelisch-Lutherische Kirche  

Der Vorsitzende der Kirchenleitung  

Dr. Hans Christian Knuth  

Bischof  

Maria Jepsen 

Bischöfin 

Mitglied der Kirchenleitung 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Für den Senat 

Ole von Beust 

Erster Bürgermeister 

 

 

Schlussprotokoll 

Zu Artikel 2 Absatz 3: 

Die Rechtsfähigkeit der von der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche errichteten Anstalten 

und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird von der Freien und Hansestadt Hamburg anerkannt, wenn 

sie ihren Sitz in der Freien und Hansestadt Hamburg haben und durch ihre Satzung die Gewähr der 

Dauer bieten. Beabsichtigt die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche, Aufgaben der 

Rechtsaufsicht über kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts zu übernehmen, bedarf dies einer 

gesonderten Vereinbarung mit der Freien und Hansestadt Hamburg. In einer solchen Vereinbarung ist 

vorzusehen, dass Genehmigungen von Satzungsänderungen über Zweck und Zweckerreichung, von 

Zusammen- und Zulegungen sowie von Auflösungen des Einvernehmens mit der staatlichen 

Stiftungsaufsicht bedürfen. 

Zu Artikel 3: 

1. Das Einvernehmen gilt als erzielt, wenn die Nordelbische Evangelisch- Lutherische Kirche einen 

weiteren Dienst, ein Werk oder eine Einrichtung anzeigt und die Freie und Hansestadt Hamburg nicht 

innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags ausdrücklich widerspricht. Selbständige 

Dienste, Werke und Einrichtungen der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche in der Freien 

und Hansestadt Hamburg sind z.Zt.: 

Bugenhagen-Konvikt in Hamburg e.V. 

Deutsche Seemannsmission Hamburg-Altona e.V. 

Deutsche Seemannsmission Hamburg-Harburg e.V.  

Diakoniestiftung Alt-Hamburg 

Diakonisches Werk des Kirchenkreises Blankenese e.V.  



Diakonisches Werk Hamburg – Landesverband der Inneren Mission e. V.  

Evangelisch-Lutherische Diakonissenanstalt Alten Eichen in Hamburg 

Evangelische Auslandsberatung für Auswanderer, Auslandstätige und 

Ausländerehen e.V.  

Evangelische Schulstiftung Hamburg e.V.  

Evangelische Stiftung Alsterdorf 

Evangelische Stiftung der Bodelschwingh-Gemeinde 

Frauensinnstiftung 

Hospital zum Heiligen Geist 

Martha Stiftung 

Margarethenhort Jugendhilfe und Sozial-psychiatrische Betreuung gGmbH 

MOGO Hamburg in der Nordelbischen Kirche e.V.  

Nordelbisches Zentrum für Weltmission und Kirchlichen Weltdienst (NMZ)  

Passage gGmbH 

Stiftung Anscharhöhe 

Stiftung Das Rauhe Haus 

Stiftung Diakonenanstalt des Rauhen Hauses 

Verein für innere Mission in Hamburg – Hamburger Stadtmission 

2. Die Regelungen dieses Vertrages finden entsprechende Anwendung auf die Kirchenglieder, 

Körperschaften und Einrichtungen der Evangelischlutherischen Landeskirche Hannovers in der Freien 

und Hansestadt Hamburg. Näheres vereinbaren der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg und die 

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers in einem Briefwechsel. 

Zu Artikel 5 Absatz 3 

Gegenwärtig gilt die Vereinbarung zur Neuordnung des Fachgebietes Evangelische Kirchenmusik an 

der Musikhochschule Hamburg vom 28. April 1997. 

Zu Artikel 7 Absatz 2 

Als Gemeinsame Kommission gemäß Artikel 7 Absatz 2 besteht die Gemischte Kommission 

Schule/Kirche gemäß der am 10. Dezember 1964 unterzeichneten gemeinsamen Erklärung der 

Schulbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg und der Evangelisch-lutherischen Landeskirchen 

auf Hamburger Staatsgebiet zur Ordnung des Religionsunterrichts. Diese Erklärung bleibt unberührt. 

Die Vertragsparteien werden regelmäßig eine Fortentwicklung im Geiste dieses Vertrages prüfen. 

Zu Artikel 22 Absatz 1: 



Der Begriff „Rundfunk“ gemäß Absatz 1 ist im Sinne des Rundfunkbegriffs von Artikel 5 des 

Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland dynamisch zu interpretieren und kann damit auf 

neue technische Entwicklungen flexibel und offen reagieren. Er ist somit technikneutral zu verstehen. 

Auf die Art und Weise der Übertragungsformen und -techniken kommt es dabei nicht an. Vielmehr 

geht es darum, auf eine angemessene Beteiligung der Nordelbischen Evangelisch- Lutherischen 

Kirche hinzuwirken. 

Hamburg, den 29. November 2005 

Für die Nordelbische 

Evangelisch-Lutherische Kirche  

Der Vorsitzende der Kirchenleitung  

Dr. Hans Christian Knuth  

Bischof  

Maria Jepsen 

Bischöfin 

Mitglied der Kirchenleitung 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Für den Senat 

Ole von Beust 

Erster Bürgermeister 

 


